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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS DES RATES

vom 20. November 1997

über den Abschluß des Abkommens in Form eines Briefwechsels über die vorläufige Anwendung
des Protokolls zur Festlegung der Fangmöglichkeiten und des finanziellen Ausgleichs nach dem
Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Regierung der Repu­
blik Guinea-Bissau über die Fischerei vor der Küste Guinea-Bissaus für die Zeit vom 16. Juni

1997 bis 15 . Juni 2001

( 97/824/EG )

das betreffende Protokoll so rasch wie möglich ange­
wandt wird . Aus diesem Grunde haben die beiden Ver­
tragsparteien ein Abkommen in Form eines Briefwechsels
paraphiert, das die vorläufige Anwendung des paraphier­
ten Protokolls ab dem Tag nach dem Zeitpunkt des
Auslaufens des derzeitigen Protokolls vorsieht . Das
Abkommen in Form eines Briefwechsels ist vorbehaltlich
eines endgültigen Beschlusses nach Artikel 43 des Ver­
trags zu genehmigen .

Die Festlegung des Schlüssels für die Aufteilung der
Fangmöglichkeiten auf die Mitgliedstaaten muß sich auf
die im Rahmen des Fischereiabkommens übliche Auftei­
lung der Fangmöglichkeiten gründen —

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf das am 27. Februar 1980 unterzeichnete
Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft und der Regierung der Republik Guinea­
Bissau über die Fischerei vor der Küste Guinea-Bissaus ( 1 ),
insbesondere auf Artikel 17,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Zwischen der Gemeinschaft und der Republik Guinea­
Bissau wurden Verhandlungen geführt, um die am Ende
des Anwendungszeitraums des dem Abkommen beigefüg­
ten Protokolls vorzunehmenden Änderungen oder Ergän­
zungen des genannten Abkommens zu vereinbaren .

Im Anschluß an diese Verhandlungen wurde am 4 . Juni
1997 ein neues Protokoll paraphiert . Mit diesem Proto­
koll werden den Fischern der Gemeinschaft für die Zeit
vom 16 . Juni 1997 bis 15 . Juni 2001 Fangmöglichkeiten
in den Gewässern unter der Hoheit oder der Gerichtsbar­
keit Guinea-Bissaus eingeräumt.

Um eine Unterbrechung der Fangtätigkeiten von Schiffen
der Gemeinschaft zu verhindern , ist es unerläßlich, daß

BESCHLIESST:

Artikel 1

Das Abkommen in Form eines Briefwechsels über die
vorläufige Anwendung des Protokolls zur Festlegung der
Fangmöglichkeiten und des finanziellen Ausgleichs nach
dem Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft und der Regierung der Republik Guinea­
Bissau über die Fischerei vor der Küste Guinea-Bissaus
für die Zeit vom 16 . Juni 1997 bis 15 . Juni 2001 wird im
Namen der Gemeinschaft genehmigt .

Der Wortlaut des Abkommens in Form eines Briefwech­
sels und des Protokolls ist diesem Beschluß beigefügt .(') ABl . L 226 vom 29 . 8 . 1980, S. 33 .
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kann die Kommission Lizenzanträge anderer Mitglied­
staaten berücksichtigen .

Artikel 2

Die im Protokoll festgelegten Fangmöglichkeiten werden
nach folgendem Schlüssel auf die Mitgliedstaaten aufge­
teilt : Artikel 3

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Personen zu
bestellen, die befugt sind, das Abkommen in Form eines
Briefwechsels rechtsverbindlich für die Gemeinschaft zu
unterzeichnen .

4 000 BRT,

3 200 BRT,
2 400 BRT:

a ) Garnelen :

— Italien :

— Portugal :
— Spanien :

b ) Kopffüßer/Fische :
— Italien :

— Spanien :

Geschehen zu Brüssel am 20 . November 1997.

1 000 BRT,
2 000 BRT. Im Namen des Rates

Der Präsident

E. HENNICOT-SCHOEPGES
Schöpfen die Lizenzanträge dieser Mitgliedstaaten die im
Protokoll festgelegten Fangmöglichkeiten nicht aus , so
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ABKOMMEN

in Form eines Briefwechsels über die vorläufige Anwendung des Protokolls zur Festlegung der
Fangmöglichkeiten und des finanziellen Ausgleichs nach dem Abkommen zwischen der Europäi­
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Regierung der Republik Guinea-Bissau über die Fischerei

vor der Küste Guinea-Bissaus für die Zeit vom 16. Juni 1997 bis 15 . Juni 2001

A. Schreiben der Regierung der Republik Guinea-Bissau

Herr . . .,

ich beehre mich, Ihnen unter Bezugnahme auf das am 4 . Juni 1997 paraphierte Protokoll zur
Festlegung der Fangmöglichkeiten und des finanziellen Ausgleichs für die Zeit vom 16 . Juni
1997 bis 15 . Juni 2001 mitzuteilen, daß die Regierung der Republik Guinea-Bissau bereit ist,
dieses Protokoll ab 16 . Juni 1997 bis zu seinem Inkrafttreten gemäß Artikel 9 vorläufig
anzuwenden, sofern die Gemeinschaft ebenfalls dazu bereit ist .

Vereinbarungsgemäß muß in diesem Fall die Zahlung der ersten Jahrestranche des in Artikel 2
des Protokolls festgesetzten finanziellen Ausgleichs vor dem 31 . Dezember 1997 erfolgen .

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die Zustimmung der Gemeinschaft zu einer derartigen
vorläufigen Anwendung bestätigen würden .

Genehmigen Sie , Herr . . ., den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung .

Für die Regierung
der Republik Guinea-Bissau

B. Schreiben der Gemeinschaft

Herr . . .,

ich beehre mich, Ihnen den Empfang Ihres
bestätigen :

heutigen Schreibens mit folgendem Wortlaut zu

„ Ich beehre mich, Ihnen unter Bezugnahme auf das am 4 . Juni 1997 paraphierte Protokoll
zur Festlegung der Fangmöglichkeiten und des finanziellen Ausgleichs für die Zeit vom
16 . Juni 1997 bis 15 . Juni 2001 mitzuteilen, daß die Regierung der Republik Guinea-Bissau
bereit ist , dieses Protokoll ab 16 . Juni 1997 bis zu seinem Inkrafttreten gemäß Artikel 9
vorläufig anzuwenden, sofern die Gemeinschaft ebenfalls dazu bereit ist .

Vereinbarungsgemäß muß in diesem Fall die Zahlung der ersten Jahrestranche des in
Artikel 2 des Protokolls festgesetzten finanziellen Ausgleichs vor dem 31 . Dezember 1997
erfolgen .

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die Zustimmung der Gemeinschaft zu einer derartigen
vorläufigen Anwendung bestätigen würden ."

Ich beehre mich, Ihnen die Zustimmung der Gemeinschaft zu einer derartigen vorläufigen
Anwendung zu bestätigen .

Genehmigen Sie , Herr . . ., den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Im Namen des Rates
der Europäischen Union
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PROTOKOLL

zur Festlegung der Fangmöglichkeiten und des finanziellen Ausgleichs nach dem Abkommen
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Regierung der Republik Guinea­
Bissau über die Fischerei vor der Küste Guinea-Bissaus für die Zeit vom 16. Juni 1997 bis

15 . Juni 2001

Artikel 1

Die in Artikel 4 des Abkommens vorgesehenen Fangmög­
lichkeiten werden ab 16 . Juni 1997 für einen Zeitraum
von vier Jahren wie folgt festgesetzt :

Die Behörden Guinea-Bissaus legen den Dienststellen der
Kommission einen zusammenfassenden Bericht über die
Verwendung dieses Betrags vor .

Dieser Betrag wird der Regierung Guinea-Bissaus zur
Verfügung gestellt und auf das von den Behörden Gui­
nea-Bissaus angegebene Konto überwiesen .1 . a ) Garnelenfänger/Froster : 9 600 Bruttoregisterton­

nen ( BRT ) pro Jahr;

b ) Frostertrawler, Fischfänger und Tintenfischfänger:
3 000 Bruttoregistertonnen ( BRT ) pro Jahr;

2 . Thunfischfroster/Wadenfischerei : 37 Schiffe;

3 . Thunfischfänger/Angelfischerei und Oberflächen­
Langleinenfischer: 52 Schiffe .

Artikel 5

Die beiden Parteien sind sich darin einig, daß Fachwissen
und Sachkenntnis der im Bereich der Seefischerei tätigen
Personen wesentlich zum Erfolg ihrer Zusammenarbeit
beitragen . Die Gemeinschaft wird daher den Behörden
Guinea-Bissaus während des in Artikel 1 genannten Zeit­
raums Stipendien für Studien und praktische Ausbil­
dungsgänge in den verschiedenen fischereibezogenen wis­
senschaftlichen, technischen und wirtschaftlichen Fach­
richtungen zur Verfügung stellen . Diese Stipendien kön­
nen auch in jedem anderen, durch Kooperationsabkom­
men mit der Gemeinschaft verbundenen Staat in
Anspruch genommen werden . Die Gesamtkosten für diese
Stipendien dürfen 400 000 ECU nicht übersteigen . Auf
Antrag der Behörden Guinea-Bissaus kann ein Teil dieses
Betrags dazu verwendet werden, die Kosten für die Teil­
nahme an internationalen Konferenzen oder an Lehrgän­
gen zum Thema Fischerei sowie die Organisation von
Seminaren über den Fischfang in Guinea-Bissau zu dek­
ken . Dieser Betrag wird auf das vom Ministerium für
Fischerei angegebene Konto überwiesen . Das Ministerium
für Fischerei verwaltet alle daraus finanzierten Stipendien
und Maßnahmen .

Artikel 2

( 1 ) Der finanzielle Ausgleich gemäß Artikel 9 des
Abkommens wird für den in Artikel 1 genannten Zeit­
raum auf 34 000 000 ECU festgesetzt, zahlbar in vier
Jahresraten von jeweils 8 500 000 ECU .

( 2 ) Die Verwendung dieses Ausgleichs unterliegt der
ausschließlichen Zuständigkeit der Regierung Guinea­
Bissaus .

( 3 ) Dieser Ausgleich wird auf das Konto eines Finanz­
instituts oder jeder anderen von Guinea-Bissau bezeichne­
ten Stelle überwiesen .

Artikel 3

Wenn die Bestandslage dies erlaubt, so können die in
Artikel 1 Nummer 1 genannten Fischereirechte auf
Antrag der Gemeinschaft stufenweise um 1 000 Bruttore­
gistertonnen pro Jahr angehoben werden . In diesem Fall
erhöht sich der in Artikel 2 genannte finanzielle Ausgleich
proportional pro rata temporis .

Artikel 6

Die Kommission beteiligt sich ferner an der Finanzierung
nachstehender Programme :

— Entwicklung des Verwaltungsapparates des Ministe­
riums für Fischerei : 200 000 ECU,

— Unterstützung der handwerklichen Fischerei : 300 000
ECU,

— Seeüberwachung : 800 000 ECU.

Die Behörden Guinea-Bissaus legen den Dienststellen der
Kommission einen zusammenfassenden Bericht über die
Verwendung dieser Beträge vor.

Diese Beträge werden der Regierung Guinea-Bissaus zur
Verfügung gestellt und entsprechend ihrer Verwendung
auf das von den Behörden Guinea-Bissaus angegebene
Konto überwiesen .

Artikel 4

Die Gemeinschaft beteiligt sich während des in Artikel 1
genannten Zeitraums ferner mit einem Betrag von
300 000 ECU an der Finanzierung eines wissenschaft­
lichen oder technischen Programms Guinea-Bissaus mit
dem Ziel , die Kenntnisse über die Fischereiressourcen in
der ausschließlichen Wirtschaftszone Guinea-Bissaus
sowie die Arbeitsbedingungen des Laboratoriums für
fischereibezogene Forschung zu verbessern .
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Republik Guinea-Bissau betreffend die Fischerei vor der
Küste Guinea-Bissaus wird aufgehoben und durch den
Anhang des vorliegenden Protokolls ersetzt .

Artikel 7

Nimmt die Gemeinschaft die in den Artikeln 2 , 4 , 5 und
6 vorgesehenen Zahlungen nicht vor, so kann die Anwen­
dung dieses Protokolls ausgesetzt werden .

Artikel 9

Dieses Protokoll tritt am Tag seiner Unterzeichnung in
Kraft .

Es gilt mit Wirkung vom 16 . Juni 1997 .

Artikel 8

Der Anhang zu dem Abkommen zwischen der Europäi­
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Regierung der
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ANHANG

BEDINGUNGEN FÜR DIE AUSUBUNG DES FISCHFANGS IN DER FISCHEREIZONE GUINEA­
BISSAUS DURCH FISCHEREIFAHRZEUGE DER GEMEINSCHAFT

A. Beantragung und Ausstellung der Lizenzen

1 . Die zuständigen Behörden der Gemeinschaft übermitteln dem Ministerium für Fischerei der
Republik Guinea-Bissau über die Delegation der Kommission in Guinea-Bissau mindestens 20
Tage vor Beginn der beantragten Geltungsdauer einen Antrag für jedes Fischereifahrzeug, das
Fischfang nach Maßgabe des Abkommens betreiben will .

Die Anträge werden auf entsprechenden Vordrucken gestellt, die die Regierung der Republik
Guinea-Bissau zu diesem Zweck ausgibt und von denen ein Muster beigefügt ist ( Anlage 1 ).

2 . Jedem Lizenzantrag ist der Nachweis über die Zahlung der Gebühren für die gesamte Geltungs­
dauer sowie des unter Abschnitt F Nummer 2 genannten Betrags und für Frostertrawler eine
Kopie des vom Mitgliedstaat ausgestellten Dokuments beizufügen, in dem das Vermessungsergeb­
nis des Schiffes in BRT bestätigt wird . Die Zahlung der Gebühren erfolgt auf das von den
Behörden Guinea-Bissaus angegebene Konto . Das Original der Lizenz wird dem Schiffskapitän
oder seinem Vertreter ausgehändigt . Jede Lizenzausstellung wird der Delegation der Kommission
der Europäischen Gemeinschaften in Bissau mitgeteilt .

3 . Die Gebühren schließen alle nationalen und lokalen Abgaben ein, mit Ausnahme der Hafengebüh­
ren und der Kosten für Dienstleistungen .

4 . Für die Geltungsdauer der Lizenzen werden folgende Jahreszeiträume zugrunde gelegt :

erster Zeitraum : vom 16 . Juni 1997 bis 31 . Dezember 1997;

zweiter Zeitraum : vom 1 . Januar 1998 bis 31 . Dezember 1998 ;

dritter Zeitraum : vom 1 . Januar 1999 bis 31 . Dezember 1999;

vierter Zeitraum : vom 1 . Januar 2000 bis 31 . Dezember 2000;

fünfter Zeitraum : vom 1 . Januar 2001 bis 15 . Juni 2001 .

Es werden keine Lizenzen für einen Zeitraum ausgestellt, der im Laufe eines Jahres beginnt und im
Laufe des nächsten Jahres endet .

5 . Die Lizenz wird auf den Namen eines bestimmten Schiffes ausgestellt und ist nicht übertragbar .
Auf Antrag der Gemeinschaft und bei nachweislichem Vorliegen höherer Gewalt jedoch wird die
Lizenz für ein Schiff durch eine Lizenz für ein anderes Schiff mit ähnlichen Merkmalen ersetzt . Die
neue Lizenz ist ab dem Tag gültig, an dem der Reeder dem Ministerium für Fischerei der Republik
Guinea-Bissau die alte Lizenz zurückgibt . Die Delegation der Kommission der Europäischen
Gemeinschaften in Bissau wird von der Lizenzübertragung unterrichtet .

6 . Bestimmungen für Frostertrawler

6.1 . Die Lizenz ist ständig an Bord mitzuführen .

6.2 . Jedes Schiff muß sich einmal in jedem Jahreszeitraum vor Ausstellung der Lizenz im Hafen von
Bissau melden, um sich der vorgeschriebenen Inspektion zu unterziehen . Diese Inspektion wird
ausschließlich von hierzu ordnungsgemäß befugten Personen durchgeführt; wurde die Ankunft des
Schiffes im Hafen mindestens 48 Stunden im voraus angekündigt, so muß diese Inspektion
innerhalb von 48 Stunden ( Arbeitstage ) nach dieser Ankunft erfolgen . Wird die Lizenz aus
Gründen, die das Ministerium für Fischerei zu vertreten hat, nicht binnen 48 Stunden ausgestellt,
so gehen alle etwaigen Kosten zu Lasten dieses Ministeriums . Verlängert hingegen das Schiff seinen
Aufenthalt im Hafen, nachdem die Lizenz erteilt worden ist, so gehen die anfallenden Gebühren
und Abgaben zu Lasten des Reeders .

Bei Ausgabe einer neuen Lizenz während desselben Jahreszeitraums muß sich das Schiff keiner
Inspektion unterziehen und ist nicht gehalten, den Hafen anzulaufen. Die Kosten für die
Aushändigung der Lizenz gehen zu Lasten der Reeder .
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6.3 . Abweichend von Artikel 4 Absatz 3 des Abkommens werden die Lizenzen für einen —
verlängerbaren — Zeitraum von drei , sechs oder zwölf Monaten ausgestellt . Bei der Berechnung
der Ausnutzung der Fangmöglichkeiten gemäß Artikel 1 des Protokolls wird die Geltungsdauer der
Lizenzen berücksichtigt . Die Lizenzgebühren für den ersten und den letzten Jahreszeitraum sind
entsprechend ihrer Geltungsdauer zu zahlen.

6.4 . Die Gebühren zu Lasten der Reeder werden wie folgt festgesetzt :

— für Jahreslizenzen :

188 ECU je BRT für Fischfänger ,

209 ECU je BRT für Tintenfischfänger,

266 ECU je BRT für Krabbenfänger;

— für Halbjahreslizenzen :

97 ECU je BRT für Fischfänger,

108 ECU je BRT für Tintenfischfänger,

137 ECU je BRT für Krabbenfänger;

— für Vierteljahreslizenzen :

50 ECU je BRT für Fischfänger ,

55 ECU je BRT für Tintenfischfänger,

70 ECU je BRT für Krabbenfänger .

Ab der vierten Zwölfmonats-Periode der Anwendung dieses Protokolls werden diese Gebühren um
5 % pro Jahr erhöht .

7 . Bestimmungen für Thunfischfänger und Oberflächen-Langleinenfischer

7.1 . Die Lizenz ist ständig an Bord mitzuführen. Nach Eingang der Mitteilung über die Vorauszahlung,
die die Kommission der Europäischen Gemeinschaften an die Behörden Guinea-Bissaus richtet,
setzen diese das betreffende Schiff auf die Liste der zum Fischfang berechtigten Schiffe, die den
Kontrollbehörden Guinea-Bissaus übermittelt wird. Bis zum Eingang des Originals der Lizenz kann
eine per Fax angeforderte Kopie der bereits erteilten Lizenz an Bord mitgeführt werden .

7.2 . Die Lizenzen sind ein Jahr gültig . Die Gebühren sind auf 20 ECU/Jahr je in der Fischereizone
Guinea-Bissaus gefangene Tonne festgesetzt .

7.3 . Die Lizenzen werden nach Zahlung einer Pauschalsumme in Höhe von 1 800 ECU je Thun­
fischwadenfänger/Jahr bzw . 300 ECU je Thunfischangelfänger/Jahr und 500 ECU je Oberflächen­
Langleinenfischer/Jahr an das Ministerium für Fischerei ausgestellt; diese Summe entspricht den
Gebühren für

— 90 Tonnen jährlich von Thunfischwadenfängern gefangenen Thunfisch,

— 15 Tonnen jährlich von Thunfischangelfängern gefangenen Thunfisch,

— 25 Tonnen jährlich von Oberflächen-Langleinenfischern gefangenen Fisch .

7.4 . Die endgültige Abrechnung der für ein Fischwirtschaftsjahr fälligen Gebühren erfolgt durch die
Kommission der Europäischen Gemeinschaften am Ende eines jeden Kalenderjahres auf der
Grundlage der Fangmeldungen der Reeder und nach Überprüfung der Fangmeldungen durch die
hierfür zuständigen wissenschaftlichen Institute ( ORSTOM und IEO — Spanisches Ozeanographi­
sches Institut ). Diese Abrechnung wird gleichzeitig dem Ministerium für Fischerei und den Reedern
übermittelt . Etwaige zusätzliche Zahlungen sind von den Reedern bis spätestens 31 . Mai des
folgenden Jahres an das Ministerium für Fischerei der Republik Guinea-Bissau auf das unter
Abschnitt A Nummer 2 genannte Konto zu überweisen . Ergibt die Abrechnung einen niedrigeren
Betrag als den der obengenannten Vorauszahlung, so wird die Differenz dem Reeder nicht
erstattet .

B. Meldung der Fänge

Sämtliche Fichereifahrzeuge der Gemeinschaft, die im Rahmen des Abkommens zum Fischfang in den
Gewässern Guinea-Bissaus befugt sind, haben dem Ministerium für Fischerei ihre Fänge nach folgenden
Modalitäten zu melden; der Delegation der Kommission der Europäischen Gemeinschaften in Guinea­
Bissau ist eine Kopie zu übermitteln :
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— Trawler verwenden für die Fangmeldungen den beigefügten Vordruck ( Anlage 2 ). Die Fangmeldun­
gen beziehen sich jeweils auf einen Monat und müssen mindestens einmal im Vierteljahr mitgeteilt
werden .

— Die Thunfischwadenfänger, die Thunfischangelfänger und die Oberflächen-Langleinenfischer führen
über die in der Fischereizone Guinea-Bissaus verbrachten Fangzeiten ein Logbuch gemäß Anlage 3 .
Dieser Vordruck ist alle sechs Monate über die Delegation der Kommission der Europäischen
Gemeinschaften in Guinea-Bissau dem Ministerium für Fischerei zu übermitteln . Kommt es nicht zu
Fangeinsätzen in der Fischereizone Guinea-Bissaus, sind die Reeder dennoch gehalten, dies in der
oben beschriebenen Weise zu melden .

— Die Fangmeldungen sind leserlich auszufüllen und vom Kapitän des Fischereifahrzeugs zu unterzeich­
nen; aus ihnen müssen sich insbesondere die Gesamtfangmengen für die einzelnen Arten ergeben .

Bei Nichteinhaltung dieser Bestimmungen behält sich die Regierung Guinea-Bissaus das Recht vor, die
Lizenz des betreffenden Schiffes bis zur Erfüllung der Förmlichkeiten auszusetzen .

C. Beifänge

1 . Fischfänger dürfen im Verhältnis zu der gesamten in der Fischereizone Guinea-Bissaus gefangenen
Menge nicht mehr als 9% Schalentiere und 9% Kopffüßer als Beifänge einbringen.

Tintenfischfänger dürfen im Verhältnis zu der gesamten in der Fischereizone Guinea-Bissaus
gefangenen Menge nicht mehr als 9% Schalentiere als Beifänge einbringen.

2 . Thunfischangelfänger dürfen für ihre Fangreise in der Fischereizone Guinea-Bissaus auf lebenden
Köder fischen.

D. Anlandung von Fisch

In dem Bestreben, die Versorgung des örtlichen Marktes sicherzustellen, verpflichten sich die Schlepp­
netzfischer, Fisch zu Marktpreisen anzulanden. Die technischen und finanziellen Einzelheiten werden
durch den Gemischten Ausschuß festgelegt, der spätestens am 31 . Dezember 1997 in Bissau zusammen­
tritt .

E. Anheuerung von Seeleuten

Reeder, denen im Rahmen des Abkommens Fanglizenzen gewährt wurden, tragen unter folgenden
Bedingungen und innerhalb folgender Grenzen zur praktischen Berufsausbildung von Staatsangehörigen
Guinea-Bissaus bei :

1 . Jeder Reeder eines Trawlers verpflichtet sich zur Anheuerung von

— drei Seefischern auf Schiffen mit weniger als 250 BRT,

— vier Seefischern auf Schiffen mit einer Tonnage zwischen 250 und 400 BRT,
— fünf Seefischern auf Schiffen mit mehr als 400 BRT.

Insgesamt bemühen sich die Gemeinschaftsreeder, den Anteil guineischer Seeleute auf 33 % der mit
der Schiffsführung oder den Fangoperationen betrauten Mannschaft ( ohne Offiziere ) anzuheben .

Diese Seeleute werden von den Reedern aus der Liste ausgewählt, die vom Gemeinsamen technischen
Ausschuß von Guinea-Bissau zu erstellen ist .

2 . Die Reeder von Thunfischfängern und Leinenfischereibooten verpflichten sich, unter folgenden
Bedingungen und innerhalb folgender Grenzen Staatsangehörige Guinea-Bissaus anzuheuern:

— Die Thunfischwadenfänger beschäftigen in der Fischereizone Guinea-Bissaus ständig sieben
guineische Seeleute an Bord;

— die Thunfischangelfänger und die Oberflächen-Langleinenfischer beschäftigen während des
Thunfischwirtschaftsjahres in der Fischereizone Guinea-Bissaus siebzehn guineische Seeleute an
Bord, jeweils jedoch nur einen Seemann je Schiff.

3 . Die Heuer dieser Seefischer ist vor der Ausstellung der Lizenzen im gemeinsamen Einvernehmen
zwischen den Reedern oder ihren Vertretern und dem Ministerium für Fischerei festzusetzen; sie geht
zu Lasten der Reeder und muß die Sozialabgaben des Seemanns einschließen ( unter anderem
Lebens-, Unfall - und Krankenversicherung).
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Wird der Verpflichtung zur Anheuerung nicht nachgekommen, so sind die Reeder der Thunfisch­
wadenfänger, der Thunfischangelfänger und der Oberflächen-Langleinenfischer verpflichtet, für das
Fischwirtschaftsjahr so bald wie möglich eine pauschale Summe in Höhe der Heuer der nicht
angeheuerten Seeleute zu entrichten.

Dieser Betrag wird für die Ausbildung von Seefischern Guinea-Bissaus verwendet und ist auf das von
den Behörden Guinea-Bissaus bezeichnete Konto zu überweisen.

F. Anbordnahme von Beobachtern

1 . Der Beobachter hat die Aufgabe, die Fischereitätigkeit in der Fischereizone Guinea-Bissaus zu
überprüfen. Er kann jede für die Ausübung seiner Aufgaben erforderliche Mitwirkung erwarten und
hat Zugang zu den hierfür notwendigen Räumlichkeiten und Unterlagen. Der Beobachter hält sich
nur so lange an Bord auf, wie es zur Erfüllung seiner Aufgabe notwendig ist. Der Kapitän erleichtert
dem Beobachter seine Aufgabe und räumt diesem dieselben Bedingungen ein, wie sie für die
Schiffsoffiziere gelten . Gehalt und Sozialabgaben für den Beobachter werden von der Regierung
Guinea-Bissaus übernommen .

Wird der Beobachter in einem ausländischen Hafen an Bord genommen, so werden seine Reiseko­
sten von dem Reeder übernommen . Verläßt ein Schiff mit einem Beobachter Guinea-Bissaus an Bord
die Fischereizone Guinea-Bissaus, so sind alle geeigneten Maßnahmen zu treffen, damit der
Beobachter möglichst unverzüglich nach Guinea-Bissau zurückkehren kann; die Kosten hierfür gehen
zu Lasten des Reeders .

2 . Jeder Trawler nimmt einen vom Ministerium für Fischerei benannten Beobachter an Bord. Als
Beitrag zur Deckung der Kosten, die aus der Anwesenheit dieses Beobachters an Bord entstehen,
zahlt der Reeder den Behörden Guinea-Bissaus gleichzeitig mit den Gebühren für jedes Schiff, das in
den Gewässern Guinea-Bissaus Fischfang betreibt, einen Betrag von jährlich 8 ECU je BRT pro rata
temporis .

3 . Thunfischfänger und Oberflächen-Langleinenfischer nehmen auf Antrag des Ministeriums für
Fischerei einen Beobachter an Bord .

In diesem Fall wird auf einer von beiden Parteien anzuberaumenden Sitzung im gemeinsamen
Einvernehmen zwischen dem Ministerium für Fischerei und den Reedern oder deren Vertretern
festgelegt, in welchem Hafen der Beobachter an Bord zu nehmen ist .

G. Inspektion und Kontrolle

Alle Fischereifahrzeuge der Gemeinschaft, die in der Fischereizone Guinea-Bissaus eine Fangtätigkeit
ausüben, erlauben und erleichtern es den mit der Inspektion und Überwachung beauftragten Beamten
Guinea-Bissaus, an Bord zu kommen und ihre Aufgaben wahrzunehmen . Der Aufenthalt der Beamten
an Bord darf die zur Durchführung stichprobenartiger Überprüfungen der Fangmengen sowie etwaiger
anderer Inspektionen im Zusammenhang mit der Fischereitätigkeit erforderliche Zeit nicht überschrei­
ten .

H. Fischereizonen

Die in Artikel 1 des Protokolls genannten Frostertrawler dürfen ihre Fangtätigkeit in den Gewässern
jenseits von 12 Seemeilen ausüben, gemessen von der Basislinie .

I. Zulässige Maschenöffnung

Die zulässige Mindestmaschenöffnung im Steert des Schleppnetzes ( bei gestreckten Maschen ) beträgt :

a ) 70 mm für Fischfänger,

b ) 70 mm für Tintenfischfänger,

c ) 40 mm für Krabbenfänger,

d ) 16 mm für den Fang auf lebenden Köder .

Die Reeder haben bis zum 31 . Dezember 1997 Zeit , ihre Fanggeräte an die neuen Bestimmungen
anzupassen .

Der Einsatz von Auslegern ist zulässig .
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J. Einlaufen in die Fischereizone und Auslaufen

Alle Fischereifahrzeuge der Gemeinschaft, die im Rahmen des Abkommens in der Fischereizone
Guinea-Bissaus eine Fangtätigkeit ausüben, teilen der Funkstation des Ministeriums für Fischerei bei
jedem Ein- und Auslaufen Datum und Uhrzeit sowie ihre Position mit .

Das Rufzeichen, die Frequenzen und Öffnungszeiten werden den Reedern vom Ministerium für Fischerei
bei Aushändigung der Lizenz mitgeteilt .

Bei Ausfall dieser Möglichkeit können die Schiffe sich anderer Kommunikationsmittel wie Fernschrei­
ben, Telefax ( Nr . 20 11 57, 20 19 57, 20 16 84 ) oder Telegramm bedienen .

K. Verfahren im Fall einer Aufbringung

Wird ein Fischereifahrzeug unter der Flagge eines Mitgliedstaats der Gemeinschaft innerhalb der
Fischereizone Guinea-Bissaus aufgebracht, so ist die Delegation der Kommission der Europäischen
Gemeinschaften in Guinea-Bissau binnen 48 Stunden zu verständigen; gleichzeitig ist ihr ein kurzer
Bericht über die Umstände und Gründe hierfür zu übermitteln .

Vor Einleitung gerichtlicher Schritte wird versucht, den behaupteten Verstoß im Wege eines Verwal­
tungsverfahrens zu regeln . Dieses Verfahren ist spätestens innerhalb von drei Arbeitstagen nach der
Aufbringung abzuschließen .

Läßt sich die Sache nicht durch ein Verwaltungsverfahren regeln und wird sie vor ein zuständiges
Gericht gebracht, so setzt die zuständige Behörde innerhalb von 48 Stunden nach Abschluß des
Verwaltungsverfahrens und bis zur gerichtlichen Entscheidung eine Bankkaution fest . Der Betrag dieser
Kaution darf nicht höher angesetzt sein als die in den nationalen Rechtsvorschriften für einen derartigen
Verstoß vorgesehene maximale Geldstrafe .

Die Bankkaution wird von der zuständigen Behörde freigegeben, sobald der Kapitän des betreffenden
Schiffes durch gerichtliche Entscheidung von den gegen ihn erhobenen Vorwürfen freigesprochen
wird .

Schiff und Besatzung werden freigegeben :

— nach Erfüllung der sich aus dem Verwaltungsverfahren ergebenden Verpflichtungen oder

— nach Hinterlegung der Bankkaution.
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Anlage 1

FORMULAR
ANTRAG AUF ERTEILUNG

EINER FANGLIZENZ

Von der Verwaltung auszufüllen Bemerkungen

Staatsangehörigkeit : . . .

Lizenznummer:

Datum der Unterschrift :

Ausstellungsdatum : . . . .
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ANTRAGSTELLER

Firma :

Handelsregisternummer:

Vorname und Name des Verantwortlichen:

Geburtstag und -ort :

Beruf:

Anschrift :

Zahl der Beschäftigten:

Name und Anschrift des Mitunterzeichners :

SCHIFF

Schiffstyp: Registernummer:

Derzeitiger Name: Ursprünglicher Name :

Wann und wo gebaut :

Ursprüngliche Staatszugehörigkeit :

Länge: Breite : Tiefe :

Bruttoregistertonnen: Nettoregistertonnen:

Bauart:

Marke des Hauptmotors : Typ : Motorleistung in PS:

Propeller : Festpropeller I I Vorstellpropeller I I Düse I 1

Reisegeschwindigkeit:

Funkrufzeichen : Frequenz:

Fernmelde-, Navigations- und Ortungsanlagen an Bord :

Radar I I Sonar | | Lot, Netzsonde | |

VHF □ I—| Navigation i—iBLU I | via Satellit | | Sonstiges

Zahl der Seeleute an Bord :
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KÜHLUNG

Eis I I Eis + Kühlung I I

Gefrieren: in Lake A. trocken B. in gekühltem Seewasser I

Gesamte Kühlleistung:

Gefrierleistung ( Tonnen/24 Stunden ):

Rauminhalt der Laderäume :

FANGART

A. Fischerei auf demersale Arten

Küstenfischerei I 1 Hochseefischerei 1 I

Trawlertyp: Tintenfischfänger | 1 Krabbenfänger [ 1 Fischfänger 1 |

Schleppnetzlänge : Länge des Kopftaus :

Maschenöffnung am Steert :

Maschenöffnung an den Flügeln :

Einholgeschwindigkeit :

B. Fischerei auf pelagische Arten ( Thunfischfang )

Angelfischerei | [ Zahl der Angeln : | |

Wadenfischerei 1 | Netzlänge: Tiefe :

Zahl der Tanks : Kapazität in Tonnen :

C. Langleinen- und Korbreusenfischerei

Oberfläche | 1 Boden | |

Länge der Leine : Anzahl der Haken :

Leinenzahl :

Korbreusenzahl :
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ANLAGEN AN LAND

Anschrift und Zulassungsnummer:

Firma :

Tätigkeiten :

Binnenländischer Fischhandel | |

Art und Nr. der Großhändlerkarte :

Beschreibung der Kühl- und Bearbeitungsanlagen :

Ausfuhr

Zahl der Beschäftigten :

Anm.: Zutreffendes bitte ankreuzen .
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Technische Anmerkungen

Genehmigung des Ministeriums
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BESCHLJJSS DES RATES

vom 24. November 1997

über den Abschluß des Übereinkommens über die Zusammenarbeit zum Schutz und zur
verträglichen Nutzung der Donau ( Donauschutzübereinkommen)

C97/825/EG )

Die gesamte Umweltpolitik der Gemeinschaft zielt auf ein
hohes Schutzniveau ab und beruht auf den Grundsätzen
der Vorsorge und Vorbeugung, auf dem Grundsatz,
Umweltbeeinträchtigungen mit Vorrang an ihrem Ur­
sprung zu bekämpfen, sowie auf dem Verursacherprin­
zip .

Im Rahmen ihrer jeweiligen Befugnisse arbeiten die
Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten mit den in Betracht
kommenden Drittländern und internationalen Organisa­
tionen zusammen .

Der Abschluß des Übereinkommens durch die Gemein­
schaft trägt zur Verwirklichung der in Artikel 130r des
Vertrags festgelegten Ziele bei und sollte genehmigt wer­
den —

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 130s Absatz 1 in
Verbindung mit Artikel 228 Absatz 2 Satz 1 und
Absatz 3 Unterabsatz 1 ,

auf Vorschlag der Kommission ( 1 ),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Kommission hat im Namen der Gemeinschaft an den
Verhandlungen im Rahmen einer Ad-hoc-Arbeitsgruppe
zur Ausarbeitung des Übereinkommens über die Zusam­
menarbeit zum Schutz und zur verträglichen Nutzung der
Donau ( Donauschutzübereinkommen ) teilgenommen.

Das Übereinkommen wurde am 29 . Juni 1994 in Sofia
( Bulgarien ) im Namen der Gemeinschaft unterzeichnet .

Ziel des Übereinkommens ist die Festlegung von Rahmen­
bedingungen für die bilaterale und multilaterale Zusam­
menarbeit zum Schutz der Gewässer, zur Vorbeugung
und Kontrolle der Verschmutzung der Donau und zur
Sicherstellung einer verträglichen Nutzung der Wasserres­
sourcen in den Anrainerstaaten .

Die Gemeinschaft hat in dem unter das Übereinkommen
fallenden Bereich, für den sie auf internationaler Ebene
zuständig ist , Maßnahmen ergriffen .

Die Umweltpolitik der Gemeinschaft trägt gemäß Arti­
kel 130r zur Erhaltung, zum Schutz und zur qualitativen
Verbesserung der Umwelt, zum Schutz der menschlichen
Gesundheit sowie zur umsichtigen und rationellen Nut­
zung der natürlichen Ressourcen im Interesse einer nach­
haltigen Entwicklung und zur Förderung von Maßnah­
men auf internationaler Ebene zur Bewältigung regionaler
oder globaler Umweltprobleme bei .

BESCHLIESST:

Artikel 1

Das Übereinkommen über die Zusammenarbeit zum
Schutz und zur verträglichen Nutzung der Donau ( Do­
nauschutzübereinkommen ) wird im Namen der Gemein­
schaft genehmigt.

Der Wortlaut des Übereinkommens ist diesem Beschluß
beigefügt .

Artikel 2

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en )
zu bestellen, die befugt ist ( sind ), die Genehmigungsur­
kunde bei der rumänischen Regierung gemäß Artikel 26
des Übereinkommens zu hinterlegen .

Geschehen zu Brüssel am 24 . November 1997 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

E. HENNICOT-SCHOEPGES

(') ABl . C 288 vom 1 . 10 . 1996 , S. 19 .
( 2 ) Stellungnahme vom 25 . Oktober 1997 ( ABl . C 347 vom

18 . 11 . 1996 ).
( 3 ) ABl . C 66 vom 3 . 3 . 1997, S. 1 .
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UBEREINKOMMEN

über die Zusammenarbeit zum Schutz und zur verträglichen Nutzung
der Donau

( Donauschutzübereinkommen )
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PRAAMBEL

DIE VERTRAGSPARTEIEN —

GELEITET von der festen Absicht, ihre wasserwirtschaftliche Zusammenarbeit auf dem Gebiet des
Gewässerschutzes und der Wassernutzung zu verstärken;

BESORGT über das Auftreten von und über die Bedrohung durch nachteilige Auswirkungen auf die
Umwelt, die Wirtschaft und das Wohlergehen der Donaustaaten, kurz- oder langfristig, bedingt durch
Änderungen im Zustand von Gewässern im Donaubecken;

MIT NACHDRÜCKLICHEM HINWEIS auf die dringende Notwendigkeit verstärkter innerstaatlicher und
internationaler Maßnahmen zur Vermeidung, Überwachung und Verringerung erheblicher nachteiliger
grenzüberschreitender Auswirkungen durch die Einbringung von gefährlichen Stoffen und von Nährstoffen
in die aquatische Umwelt des Einzugsgebietes der Donau, wobei auch dem Schwarzen Meer gebührende
Aufmerksamkeit geschenkt wird;

IN WÜRDIGUNG der auf innerstaatliche Initiative von Donaustaaten und auf der bilateralen und
multilateralen Ebene ihrer Zusammenarbeit bereits ergriffenen Maßnahmen sowie der bislang unternomme­
nen Anstrengungen im KSZE-Prozeß, durch die Europäische Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen
und durch die Europäische Gemeinschaft zur Förderung der Zusammenarbeit, auf bi- und multilateraler
Ebene, für die Vermeidung und Überwachung der grenzüberschreitenden Verschmutzung, zur verträglichen
Wasserwirtschaft, zur rationellen Nutzung und zur Erhaltung der Wasserressourcen;

BEZUGNEHMEND insbesondere auf das Übereinkommen vom 17. März 1992 zum Schutz und zur
Nutzung grenzüberschreitender Wasserläufe und internationaler Seen sowie auf die bestehende bi- und
multilaterale Zusammenarbeit zwischen Donaustaaten, die fortgesetzt wird und die bei der Zusammenarbeit
aller Donaustaaten gebührende Beachtung finden wird, sowie mit Hinweis auf das Übereinkommen vom
21 . April 1992 zum Schutz des Schwarzen Meeres vor Verschmutzung;

IM BESTREBEN, eine dauerhafte Verbesserung und einen anhaltenden Schutz des Donaustromes und der
Gewässer in seinem Einzugsgebiet, insbesondere im grenzüberschreitenden Zusammenhang, sowie eine
verträgliche Wasserwirtschaft zu erreichen, wobei die Interessen der Donaustaaten im Bereich der Wasser­
nutzung angemessen berücksichtigt und zugleich Beiträge zum Schutz der Meeresumwelt des Schwarzen
Meeres geleistet werden —

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

TEIL I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Begriffsbestimmungen

Für die Zwecke dieses Übereinkommens bedeutet :

a ) „ Donaustaaten" souveräne Staaten, die an einem
beträchtlichen Teil des hydrologischen Einzugsgebie­
tes der Donau Anteil haben . Als beträchtlicher Teil
wird ein Anteil angenommen, der 2 000 km2 des
ganzen hydrologischen Einzugsgebietes übersteigt;

b ) „ Einzugsgebiet " der Donau das ganze hydrologische
Flußgebiet, soweit die Vertragsparteien daran Anteil
haben;

c ) „ grenzüberschreitende Auswirkung" jede erhebliche
nachteilige Auswirkung auf die Gewässerumwelt, die
von einer Veränderung in den Bedingungen eines
Gewässers infolge einer menschlichen Aktivität her­
rührt und über ein Gebiet unter der Hoheitsgewalt
einer Vertragspartei hinausreicht . Solche Veränderun­

gen können Auswirkungen auf das Leben und Eigen­
tum, die Sicherheit von Anlagen sowie die betroffenen
Wasser-Ökosysteme haben;

d ) „ gefährliche Stoffe " Substanzen, die toxisch, kanzero­
gen, mutagen, teratogen oder bioakkumulativ wirken,
insbesondere wenn sie persistent und ihre Auswirkun­
gen auf lebende Organismen erheblich nachteilig
sind;

e ) „ wassergefährdende Stoffe " Substanzen, die ein
außerordentlich hohes Gefährdungspotential gegen­
über Wasserressourcen aufweisen , so daß der Umgang
mit ihnen besondere Vorbeugungs- und Schutzmaß­
nahmen erfordert;

f) „ Punktquellen und diffuse Quellen der Gewässerver­
unreinigung" die Quellen von Schadstoffen und
Nährstoffen, deren Eintrag in Gewässer entweder
durch örtlich festgelegte Einleitungen ( Punktquellen )
oder durch diffuse, über das Einzugsgebiet weit
gestreute Effekte ( diffuse Quellen ) verursacht wird;
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g ) „Wasserbilanz" die Beziehungsstruktur, die den
natürlichen Wasserhaushalt eines gesamten Flußbek­
kens nach seinen Komponenten (Niederschlag, Ver­
dunstung, Oberflächenabfluß und unterirdischer Ab­
fluß ) kennzeichnet . Zusätzlich ist eine Komponente
von ständigen anthropogenen Wirkungen enthalten,
die von der Wassernutzung herrühren und die Was­
sermenge beeinflussen ;

h ) „ Anschlußdaten " zusammengefaßte Daten, die von
flußaufwärtigen Wasserbilanzen abgeleitet werden,
soweit sie als Eingabedaten maßgeblich sind , die zur
Ausarbeitung von flußabwärtigen Wasserbilanzen und
einer generellen Wasserbilanz der Donau erforderlich
sind . In diesem Ausmaß decken die Anschlußdaten die
Komponenten der Wasserbilanz für alle maßgeblichen
grenzüberschreitenden Gewässer im Einzugsgebiet der
Donau ab . Anschlußdaten beziehen sich auf Quer­
schnitte von grenzüberschreitenden Gewässern, wo
diese die Grenzen zwischen Vertragsparteien kenn­
zeichnen, überqueren oder sich an diesen befinden;

i ) „ internationale Kommission " die mit Artikel 18 die­
ses Übereinkommens eingerichtete Organisation .

und des Umweltschutzes an der Donau. Dieses Ziel ist
insbesondere darauf gerichtet, die verträgliche Nutzung
der Wasserressourcen für kommunale, industrielle und
landwirtschaftliche Zwecke sowie die Erhaltung und Wie­
derherstellung von Ökosystemen sicherzustellen und auch
andere Anforderungen zu erfüllen , die sich hinsichtlich
der Volksgesundheit ergeben .

( 4 ) Das Verursacherprinzip und das Vorsorgeprinzip
stellen die Grundlage für alle Maßnahmen dar, die auf
den Schutz der Donau und der Gewässer in ihrem Ein­
zugsgebiet abzielen .

( 5 ) Die wasserwirtschaftliche Zusammenarbeit orien­
tiert sich an der verträglichen Wasserwirtschaft, das heißt
an den Kriterien einer beständigen und umweltgerechten
Entwicklung, die zugleich gerichtet sind auf:

— die Erhaltung der allgemeinen Lebensqualität ;

— die Bewahrung des Zugangs zu den natürlichen Res­
sourcen;

— die Verhütung bleibender Umweltschäden, den Schutz
der Ökosysteme;

— die Anwendung des Vermeidungsansatzes .

( 6 ) Die Anwendung dieses Übereinkommens darf kei­
nesfalls eine erhebliche direkte oder indirekte Zunahme
von Auswirkungen auf die flußbezogene Umwelt hervor­
rufen .

( 7 ) Jede Vertragspartei hat das Recht, strengere Maß­
nahmen zu beschließen und durchzuführen, als jene, die
sich aus den Bestimmungen des Übereinkommens erge­
ben .

Artikel 2

Ziele und Grundsätze der Zusammenarbeit

( 1 ) Die Vertragsparteien bemühen sich , die Ziele einer
verträglichen und gerechten Wasserwirtschaft zu errei­
chen, einschließlich der Erhaltung, Verbesserung und
rationellen Nutzung der Oberflächengewässer und des
Grundwassers im Einzugsgebiet , soweit dies möglich ist .
Darüber hinaus unternehmen die Vertragsparteien alle
Anstrengungen, um die Gefahren zu bekämpfen , die aus
Störfällen mit wassergefährdenden Stoffen, Hochwässern
und Eisgefahren der Donau entstehen . Überdies bemühen
sie sich, zur Verminderung der Belastung des Schwarzen
Meeres beizutragen, die aus dem Einzugsgebiet stammt .

( 2 ) Die Vertragsparteien arbeiten gemäß den Bestim­
mungen dieses Übereinkommens in grundsätzlichen Fra­
gen der Wasserwirtschaft zusammen und ergreifen alle
geeigneten rechtlichen, administrativen und technischen
Maßnahmen, um den gegenwärtigen Zustand der Donau
und der Gewässer in ihrem Einzugsgebiet hinsichtlich
Umwelt und Gewässergüte zumindest zu erhalten und zu
verbessern sowie um nachteilige Auswirkungen und Ver­
änderungen, die auftreten oder verursacht werden kön­
nen , soweit wie möglich zu vermeiden und zu verrin­
gern .

( 3 ) In diesem Sinne setzen die Vertragsparteien mit
Rücksicht auf die Dringlichkeit von Maßnahmen zur
Bekämpfung der Gewässerverschmutzung und der ratio­
nellen, verträglichen Wassernutzung angemessene Priori­
täten und verstärken, harmonisieren und koordinieren die
laufenden und geplanten Maßnahmen auf der innerstaat­
lichen und internationalen Ebene im gesamten Donauein­
zugsgebiet mit dem Ziel einer verträglichen Entwicklung

Artikel 3

Geltungsbereich

( 1 ) Dieses Übereinkommen kommt für das Einzugsge­
biet der Donau, wie es in Artikel 1 Buchstabe b ) definiert
ist, zur Anwendung.

( 2 ) Gegenstand dieses Übereinkommens sind insbeson­
dere die folgenden Vorhaben und laufenden Maßnahmen,
soweit sie grenzüberschreitende Auswirkungen haben
oder haben können :

a ) die Einleitung von Abwässern, der Eintrag von Nähr­
stoffen und gefährlichen Stoffen sowohl aus Punkt­
quellen als auch aus diffusen Quellen sowie die Wär­
meeinleitung;

b ) Vorhaben und Maßnahmen auf dem Gebiet wasser­
baulicher Arbeiten, insbesondere Regulierung sowie
Abfluß- und Stauregelung von Gewässern, des Hoch­
wasserschutzes und der Abwehr von Eisgefahren,
sowie der Beeinflussung des Abflußregimes durch
Anlagen im und am Gewässer;
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c) andere Vorhaben und Maßnahmen zur Gewässernut­
zung, wie Wasserkraftnutzung, Wasserableitungen
und Wasserentnahmen;

d ) der Betrieb von bestehenden wasserbautechnischen
Anlagen, z . B. Reservoire, Wasserkraftanlagen; Maß­
nahmen zur Vermeidung von Umweltauswirkungen
einschließlich : Verschlechterung der hydrologischen
Bedingungen, Erosion, Abtragung, Überschwemmung
und Sedimentfracht; Maßnahmen zum Schutz der
Ökosysteme;

e ) der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und die
Vorsorge zur Vermeidung von Störfällen .

( 3 ) Dieses Übereinkommen ist auf Fragen der Fische­
reiwirtschaft und der Binnenschiffahrt anwendbar, soweit
Fragen der Gewässerverschmutzung infolge dieser Tätig­
keiten betroffen sind .

Artikel 4

Formen der Zusammenarbeit

Die Formen der Zusammenarbeit gemäß diesem Überein­
kommen sind in der Regel die folgenden :

a ) Beratungen und gemeinsame Aktivitäten im Rahmen
der Internationalen Kommission gemäß den Bestim­
mungen dieses Übereinkommens;

b ) Informationsaustausch über bi- und multilaterale
Übereinkommen, gesetzliche Regelungen und Maß­
nahmen auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft; Aus­
tausch von Gesetzesdokumenten und Richtlinien
sowie von anderen Publikationen; andere Formen des
Informations- und Erfahrungsaustausches .

TEIL II

MULTILATERALE ZUSAMMENARBEIT

Durchführung von entsprechenden Maßnahmen wer­
den die Vertragsparteien die von der Internationalen
Kommission vorgelegten Ergebnisse und Vorschläge
berücksichtigen;

f) die Vertragsparteien arbeiten zusammen und ergreifen
angemessene Maßnahmen, um die grenzüberschreiten­
den Auswirkungen von Abfällen und gefährlichen
Stoffen zu vermeiden, insbesondere solche , die vom
Transport herrühren .

Artikel 5

Vermeidung, Überwachung und Verringerung von
grenzüberschreitenden Auswirkungen

( 1 ) Die Vertragsparteien werden rechtliche , administra­
tive und technische Maßnahmen entwickeln , verabschie­
den und durchführen sowie die erforderlichen innerstaat­
lichen Voraussetzungen und Grundlagen schaffen , um
einen wirksamen Gewässerschutz und eine verträgliche
Wassernutzung zu gewährleisten und um dadurch auch
grenzüberschreitende Auswirkungen zu vermeiden, zu
überwachen und zu verringern .

( 2 ) Zu diesem Zweck ergreifen die Vertragsparteien
jede für sich oder gemeinsam insbesondere die im folgen­
den genannten Maßnahmen :

a ) Erfassung des Zustandes der natürlichen Wasserres­
sourcen im Donaueinzugsgebiet mittels vereinbarter
quantitativer und qualitativer Parameter einschließlich
der diesbezüglichen Methodik;

b ) Erlassen von Rechtsvorschriften, die die für Ab­
wassereinleitungen einzuhaltenden Anforderungen
einschließlich der Fristen vorsehen;

c ) Erlassen von Rechtsvorschriften für den Umgang mit
wassergefährdenden Stoffen;

d ) Erlassen von Rechtsvorschriften zur Verringerung des
Eintrages von Nährstoffen und gefährlichen Stoffen
aus diffusen Quellen, insbesondere für die Anwen­
dung von Nährstoffen sowie von Pflanzenschutz- und
Schädlingsbekämpfungsmitteln in der Landwirtschaft;

e ) mit dem Ziel einer Harmonisierung dieser Regelungen
auf hohem Schutzniveau sowie zur abgestimmten

Artikel 6

Besondere Maßnahmen zum Schutz der
Wasserressourcen

Die Vertragsparteien ergreifen geeignete Maßnahmen mit
dem Ziel der Vermeidung oder Verminderung von grenz­
überschreitenden Auswirkungen und einer verträglichen
und gerechten Nutzung der Wasserressourcen sowie der
Erhaltung ökologischer Ressourcen, insbesondere :

a ) Ausweisung von Grundwasserressourcen, die langfri­
stig zu schützen sind, sowie von Schutzzonen, die zum
Zwecke der bestehenden oder künftigen Trinkwasser­
versorgung wertvoll sind ;

b ) Vermeidung der Verschmutzung von Grundwasserres­
sourcen, insbesondere von solchen, die langfristig der
Trinkwasserversorgung vorbehalten sind, insbeson­
dere durch Nitrat, Pflanzenschutz- und Schädlingsbe­
kämpfungsmittel sowie sonstige gefährliche Stoffe;

c ) Vermeidungs- und Überwachungsmaßnahmen zur
Minderung der Gefahr einer störfallbedingten Ver­
schmutzung;
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d ) Berücksichtigung möglicher Einflüsse auf die Gewäs­
sergüte infolge von Vorhaben und laufenden Maß­
nahmen im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 ;

e ) Abschätzung der Bedeutung verschiedener Biotopele­
mente für die Fließgewässerökologie und Vorschläge
für Maßnahmen zur Verbesserung der aquatischen
und litoralen ökologischen Bedingungen .

sionsbegrenzung gemäß diesem Übereinkommen
schrittweise harmonisiert werden;

b ) Abwassereinleitungen ausnahmslos auf einer von den
zuständigen Behörden zuvor erteilten und befristeten
Genehmigung beruhen;

c ) die Regelungen und Genehmigungen für Vermei­
dungs- und Bekämpfungsmaßnahmen im Fall neuer
oder modernisierter Industrieanlagen, insbesondere
wenn gefährliche Stoffe involviert sind, sich am Stand
der Technik orientieren und mit hoher Priorität
durchgeführt werden;

d ) strengere , über die Vorschriften hinausgehende Aufla­
gen — im konkreten Einzelfall sogar Verbote —
auferlegt werden, wenn es der Charakter des aufneh­
menden Gewässers und seines Ökosystems in Verbin­
dung mit Absatz 4 erfordert;

e ) die zuständigen Behörden überwachen, daß Aktivitä­
ten, die grenzüberschreitende Auswirkungen verursa­
chen können, in Übereinstimmung mit den erteilten
Genehmigungen und Vorschriften erfolgen;

f) die Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß supranatio­
nalen und internationalen Regelungen oder andere
Verfahren zur Erfassung und Bewertung von Umwelt­
auswirkungen angewendet werden;

g ) bei der Planung, Bewilligung und Durchführung von
Aktivitäten und Maßnahmen gemäß Artikel 3
Absatz 2 und Artikel 16 Absatz 2 die zuständigen
Behörden die Gefahren von Störfällen mit wasserge­
fährdenden Stoffen berücksichtigen, indem sie vorbeu­
gende Maßnahmen auferlegen und Verhaltensregeln
für die Schadensbekämpfung nach Störfällen fordern .

Artikel 7

Emissionsbegrenzung; Gewässergüteziele und -kriterien

( 1 ) Die Vertragsparteien setzen unter Berücksichtigung
der Vorschläge der Internationalen Kommission Emis­
sionsbegrenzungen fest , die auf individuelle industrielle
Branchen oder Betriebe anwendbar und auf Schmutz­
frachten und Konzentrationen ausgerichtet sind , wobei
möglichst abfallarme und abfallfreie Technologien an der
Anfallstelle zugrunde gelegt werden . Wo gefährliche
Stoffe eingeleitet werden, beruhen die Emissionsbegren­
zungen auf dem Stand der Technik für die Bekämpfung
an der Anfallstelle und/oder für die Abwasserreinigung.
Für kommunales Abwasser beruhen die Emissionsbegren­
zungen auf der Anwendung zumindest der biologischen
oder einer gleichwertigen Behandlung .

( 2 ) Ergänzende Bestimmungen zur Vermeidung oder
Verringerung des Eintrages von gefährlichen Stoffen und
von Nährstoffen werden von den Vertragsparteien für
diffuse Quellen unter Berücksichtigung der besten
Umweltpraxis entwickelt, insbesondere wenn die Haupt­
quellen aus der Landwirtschaft kommen .

( 3 ) Zum Zwecke der Absätze 1 und 2 enthält
Anlage II zu diesem Übereinkommen eine Liste von
industriellen Branchen und Betrieben sowie eine ergän­
zende Liste von gefährlichen Stoffen und Stoffgruppen,
deren Einleitung aus Punktquellen und aus diffusen Quel­
len zu vermeiden oder beträchtlich zu vermindern ist . Die
Aktualisierung der Anlage II obliegt der Internationalen
Kommission .

( 4 ) Zusätzlich legen die Vertragsparteien — soweit
dies angebracht ist — Gewässergüteziele gemeinsam fest
und wenden Gewässergütekriterien an, um grenzüber­
schreitende Belastungen zu verhüten, zu überwachen oder
zu vermindern . Als allgemeine Leitlinie hierfür dient
Anlage III , die von den Vertragsparteien sowohl inner­
staatlich, als auch gegebenenfalls gemeinsam angewendet
und spezifiziert wird .

( 5 ) Mit dem Ziel einer wirksamen Emissionsbegren­
zung in den ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Gebieten
stellen die Vertragsparteien die erforderlichen Vorbedin­
gungen und die Umsetzung sicher .

Sie stellen sicher, daß :

a ) die innerstaatlichen Regelungen zur Emissionsbegren­
zung und ihre Anforderungsniveaus mit der Emis­

Artikel 8

Emissionserhebungen, Aktionsprogramme und
Fortschrittsberichte

( 1 ) Die Vertragsparteien erstellen periodische Inventare
über die maßgeblichen Punktquellen und diffusen Quellen
der Verschmutzung im Einzugsgebiet der Donau ein­
schließlich der Vermeidungs- und Bekämpfungsmaßnah­
men, die für die betreffenden Einleitungen bereits ergrif­
fen worden sind, sowie über die aktuelle Wirksamkeit
dieser Maßnahmen, wobei Artikel 5 Absatz 2 Buch­
stabe a ) angemessen berücksichtigt wird .

( 2 ) Auf dieser Grundlage stellen die Vertragsparteien
stufenweise eine Liste von weiteren Vermeidungs- und
Bekämpfungsmaßnahmen zusammen, die schrittweise
durchzuführen sind, soweit dies zur Erreichung der Ziele
dieses Übereinkommens erforderlich ist .

( 3 ) Die Erhebung der Emissionen und die Liste der zu
ergreifenden Maßnahmen bilden die Grundlage für die
Entwicklung gemeinsamer Aktionsprogramme der Ver­
tragsparteien , die nach Kriterien der Dringlichkeit und
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der Wirksamkeit gesetzte Prioritäten berücksichtigen .
Diese Aktionsprogramme zielen insbesondere auf die Ver­
ringerung der Schmutzfrachten und -konzentrationen
sowohl aus industriellen und kommunalen Punktquellen ,
als auch aus diffusen Quellen ab . Sie enthalten unter
anderem die Vermeidungs- und Bekämpfungsmaßnahmen
einschließlich Zeitplänen und Kostenschätzungen .

( 4 ) Ferner erfassen die Vertragsparteien die bei der
Durchführung der gemeinsamen Aktionsprogramme er­
zielten Fortschritte durch Erstellung periodischer Erfolgs­
berichte . Diese Berichte enthalten sowohl die durchge­
führten Schutzmaßnahmen, als auch den Fortschritt beim
Gewässerzustand im Licht der aktuellen Bewertung .

( 2 ) Insbesondere einigen sie sich auf Meßstellen, die
Kennzeichnung der Fließgewässer und Verschmutzungs­
parameter, die an der Donau mit einer ausreichenden
Frequenz regelmäßig erfaßt werden sollen, wobei der
ökologische und hydrologische Charakter des betreffen­
den Wasserlaufs sowie typische Emissionen von Schad­
stoffen, die im betreffenden Einzugsgebiet eingeleitet wer­
den, Berücksichtigung finden .

( 3 ) Die Vertragsparteien erstellen, aufgrund einer abge­
stimmten Methodik, innerstaatliche Wasserbilanzen sowie
die generelle Wasserbilanz für das Donaubecken . Als
Eingabedaten zu diesem Zweck stellen die Vertragspar­
teien im erforderlichen Ausmaß Anschlußdaten bereit, die
durch Anwendung der abgestimmten Methodik ausrei­
chend vergleichbar sind . Auf derselben Datenbasis kön­
nen auch Wasserbilanzen für die Hauptzubringer der
Donau erstellt werden .

( 4 ) Sie bewerten periodisch die Gütezustände der
Donau sowie den Fortschritt , den sie mit den zur Vermei­
dung, Überwachung und Verringerung von grenzüber­
schreitenden Auswirkungen ergriffenen Maßnahmen er­
zielt haben . Die Ergebnisse werden mit Hilfe geeigneter
Publikationen der Öffentlichkeit vorgestellt .

Artikel 9

Untersuchungs- und Überwachungsprogramme

Auf der Grundlage ihrer innerstaatlichen Aktivitäten
arbeiten die Vertragsparteien auf dem Gebiet der Unter­
suchung, Überwachung und Bewertung zusammen .

( 1 ) Zu diesem Zweck werden sie

— ihre auf der innerstaatlichen Ebene angewendeten
Methoden zur Untersuchung und Bewertung harmoni­
sieren oder vergleichbar machen, besonders auf dem
Gebiet der Fließgewässergüte, der Emissionsüberwa­
chung, der Hochwasserprognose und der Wasserbi­
lanz, damit vergleichbare Ergebnisse erzielt und in die
gemeinsamen Untersuchungs- und Bewertungsaktivitä­
ten eingebracht werden;

— abgestimmte oder gemeinsame Untersuchungssysteme
entwickeln, in denen stationäre oder mobile Meß-,
Kommunikations- und Datenverarbeitungseinrichtun­
gen Anwendung finden;

— gemeinsame Programme zur Untersuchung des Zu­
standes der Fließgewässer im Donaueinzugsgebiet,
betreffend sowohl die Qualität als auch die Quantität
des Wassers , die Sedimente und die Flußökosysteme,
erarbeiten und umsetzen, als Grundlage für die
Bewertung von grenzüberschreitenden Auswirkungen,
wie grenzüberschreitende Verschmutzung und Verän­
derungen im Flußregime, sowie von Wasserbilanzen,
Hochwässern und Eisgefahren;

— gemeinsame oder abgestimmte Methoden für die
Überwachung und Bewertung von Abwassereinleitun­
gen entwickeln einschließlich der Verarbeitung, Aus­
wertung und Dokumentation der Daten unter Berück­
sichtigung des branchenspezifischen Ansatzes zur
Emissionsbegrenzung ( Anlage II Teil 1 );

— Erhebungen über maßgebliche Punktquellen ein­
schließlich der eingeleiteten Schadstoffe ( Emissionser­
hebung) ausarbeiten und die Gewässerverschmutzung
aus diffusen Quellen abschätzen, unter Berücksichti­
gung der Anlage II Teil 2 ; diese Unterlagen nach dem
aktuellen Stand überarbeiten .

Artikel 10

Berichtspflichten

Die Vertragsparteien unterrichten die Internationale
Kommission über die Grundlagen, die für die Kommis­
sion zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich sind :

a ) Berichte und Unterlagen, die in diesem Übereinkom­
men vorgesehen sind oder von der Kommission einge­
holt werden ;

b ) die Unterrichtung über den Bestand, den Abschluß,
die Änderung oder Kündigung von bilateralen und
multilateralen Übereinkommen und Verträgen, welche
den Schutz und die Wasserwirtschaft der Donau und
der Gewässer ihres Einzugsgebietes regeln oder für
diesbezügliche Fragen von Bedeutung sind ;

c ) Informationen über ihre jeweiligen Gesetze , Verord­
nungen und andere generelle Regelungen, welche den
Schutz und die Wasserwirtschaft der Donau und der
Gewässer ihres Einzugsgebietes regeln oder für diesbe­
zügliche Fragen von Bedeutung sind;

d ) die Mitteilung, spätestens innerhalb einer vereinbarten
Frist nach der Beschlußfassung in der Internationalen
Kommission, in welcher Weise , in welchem zeitlichen
Rahmen und mit welchem Finanzaufwand aktions­
orientiert Beschlüsse, wie Empfehlungen, Programme
und Maßnahmen, auf der innerstaatlichen Ebene
durchgeführt werden;

e ) die Benennung der zuständigen Stellen, die bei der
Zusammenarbeit im Rahmen dieses Übereinkommens
von der Internationalen Kommission oder von ande­
ren Vertragsparteien angesprochen werden können;
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f) die Mitteilung über Vorhaben, die aufgrund ihres
Charakters weitreichende grenzüberschreitende Aus­
wirkungen haben können .

Artikel 11

Konsultationen

( 1 ) Nach vorangegangenem Informationsaustausch
nehmen die betroffenen Vertragsparteien auf Wunsch
einer oder mehrerer betroffener Vertragsparteien Konsul­
tationen über Vorhaben gemäß Artikel 3 Absatz 2 auf,
die grenzüberschreitende Auswirkungen haben können,
sofern dieser Informationsaustausch und diese Konsulta­
tionen nicht schon durch bilaterale oder andere interna­
tionale Kooperationen erfolgen . Die Konsultationen wer­
den in der Regel im Rahmen der Internationalen Kom­
mission mit dem Ziel durchgeführt, eine Lösung zu
finden .

( 2 ) Vor einer Entscheidung über das Vorhaben warten
die zuständigen Behörden — außer bei Gefahr in Verzug
— das Ergebnis dieser Konsultationen ab, es sei denn,
daß diese nicht spätestens ein Jahr nach ihrem Beginn
abgeschlossen sind .

Daten oder Informationen zu übermitteln, bemüht sich
die erstgenannte, diesem Ersuchen nachzukommen; sie
kann dies aber mit der Bedingung verbinden, daß von der
um die Informationen ersuchenden Partei ein angemesse­
nes Entgelt für die Sammlung und gegebenenfalls die
Verarbeitung solcher Daten und Informationen gezahlt
wird .

( 4 ) Zur Durchführung dieses Übereinkommens erleich­
tern die Vertragsparteien den Austausch von Informatio­
nen über den Stand der Technik, insbesondere durch die
Förderung des kommerziellen Austausches verfügbarer
Technologie , direkter industrieller Kontakte und Zusam­
menarbeit einschließlich Gemeinschaftsunternehmen
(Joint-ventures, durch den Austausch von Informationen
und Erfahrungen sowie die Bereitstellung technischer
Hilfe . Die Vertragsparteien führen außerdem gemeinsame
Ausbildungsprogramme und die Organisation diesbezüg­
licher Seminare und Treffen durch .

( 5 ) Die Bestimmungen dieses Übereinkommens berüh­
ren nicht die Rechte oder Pflichten der Vertragsparteien,
im Einklang mit ihren innerstaatlichen Gesetzen, Regelun­
gen, administrativen Vorschriften oder mit der geltenden
Rechtspraxis sowie mit anwendbaren internationalen
Regelungen Informationen zu schützen, die sich auf per­
sonenbezogene Daten, auf geistiges Eigentum einschließ­
lich Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse oder auf die
nationale Sicherheit beziehen .

( 6 ) Wenn sich eine Partei dennoch dazu entschließt,
derart geschützte Informationen für eine andere Partei zur
Verfügung zu stellen, so wahrt die derart geschützte
Informationen entgegennehmende Partei die Geheimhal­
tung der erhaltenen Informationen und beachtet die
Bedingungen, unter denen sie bereitgestellt werden, und
verwendet diese Informationen ausschließlich für Zwecke,
für die sie bereitgestellt wurden .

Artikel 12

Informationsaustausch

( 1 ) Die Vertragsparteien tauschen je nach Festlegung
durch die Internationale Kommission Daten aus , die mit
vertretbarem Aufwand verfügbar sind und die sich unter
anderem auf folgendes beziehen :

a ) den allgemeinen Zustand der Fließgewässerumwelt im
Einzugsgebiet der Donau;

b ) bei der Anwendung und dem Einsatz von Verfahren
nach dem Stand der Technik gewonnene Erfahrungen
sowie Ergebnisse von Forschung und Entwicklung;

c ) Emissions- und Überwachungsdaten;

d ) zur Vermeidung, Überwachung und Verringerung
grenzüberschreitender Auswirkungen ergriffene und
geplante Maßnahmen;

e ) Vorschriften für die Abwassereinleitung;

f ) Unfälle mit wassergefährdenden Stoffen .

( 2 ) Zur Flarmonisierung ihrer Emissionsgrenzwerte
nehmen die Vertragsparteien den Austausch von Informa­
tionen über ihre Vorschriften vor .

( 3 ) Wird eine Vertragspartei von einer anderen Ver­
tragspartei darum ersucht, nicht zur Verfügung stehende

Artikel 13

Schutz übermittelter Informationen

Soweit aufgrund dieses Übereinkommens nach Maßgabe
des innerstaatlichen Rechts Betriebs- und Geschäftsge­
heimnisse oder sonstige vertrauliche Informationen über­
mittelt werden, beachten die empfangenden Vertragspar­
teien die Geheimhaltung dieser Information, indem sie
diese nicht zu anderen als zu den in diesem Übereinkom­
men vorgesehenen Zwecken verwenden, veröffentlichen
oder sonst Dritten zugänglich machen . Sieht sich eine
Vertragspartei außerstande, diese Verpflichtung in bezug
auf eine ihr übermittelte vertrauliche Information einzu­
halten , unterrichtet sie unverzüglich die übermittelnde
Vertragspartei hierüber und sendet die übermittelte Infor­
mation zurück . Personenbezogene Daten werden an Ver­
tragsparteien im Einklang mit dem innerstaatlichen Recht
der übermittelnden Vertragspartei übermittelt . Der Emp­
fänger verwendet personenbezogene Daten nur zu den
durch die übermittelnde Stelle angegebenen Zwecken und
unter den von ihr vorgeschriebenen Bedingungen .
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a ) die Behörden zugänglichen Ergebnisse einer solchen
ergänzenden gemeinsamen oder anderswie relevanten
Forschung;

b ) relevante Teile anderer Programme für wissenschaft­
liche und technische Forschung.

( 2 ) Dabei ziehen die Vertragsparteien die Arbeit in
Betracht, die auf diesen Gebieten von einschlägigen inter­
nationalen Organisationen und Agenturen durchgeführt
oder unterstützt wird .

Artikel 14

Information der Öffentlichkeit

( 1 ) Die Vertragsparteien vergewissern sich, daß ihre
zuständigen Behörden dazu veranlaßt werden, Informa­
tionen betreffend den Zustand oder die Qualität der
Fließgewässerumwelt im Donaubecken jeder natürlichen
oder juristischen Person gegen Bezahlung eines angemes­
senen Entgelts, in Beantwortung eines jeden angemesse­
nen Antrages, ohne daß diese Personen ihr Interesse
begründen müßten, sobald wie möglich verfügbar zu
machen .

( 2 ) Die in Absatz 1 dieses Artikels genannten Informa­
tionen, die bei Behörden verfügbar sind, können in
Schrift-, Bild- und Tonform oder auf Datenträgern gege­
ben werden .

( 3 ) Die Bestimmungen dieses Artikels berühren nicht
das Recht von Vertragsparteien im Einklang mit ihren
innerstaatlichen Rechtssystemen und mit anwendbaren
internationalen Regelungen vorzusehen, daß ein Antrag
auf Zugang zu solchen Informationen abzulehnen ist,
wenn er folgendes berührt :

a ) die Vertraulichkeit behördlicher Verfahren, internatio­
naler Beziehungen und der Landesverteidigung;

b ) die öffentliche Sicherheit;

c ) Sachen, die bei Gericht anhängig oder Gegenstand
von Ermittlung sind oder waren, einschließlich Diszi­
plinarverfahren, oder die den Gegenstand von Vorver­
fahren bilden;

d ) Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse sowie geistiges
Eigentum;

e ) die Vertraulichkeit personenbezogener Daten und/
oder Unterlagen;

f) von einem Dritten bereitgestelltes Material, ohne daß
dieser dazu gesetzlich verpflichtet war;

g ) Material, dessen Freigabe es eher erwarten läßt, daß
die Umwelt , auf die sich ein solches Material bezieht,
geschädigt wird .

( 4 ) Eine Behörde erteilt dem Antragsteller, der Infor­
mationen anfordert, sobald wie möglich eine Antwort .
Die Ablehnung eines Antrags auf Bereitstellung der Infor­
mation ist schriftlich zu begründen .

Artikel 16

Meldeeinrichtungen, Waren- und Alarmsysteme;
Notfalleinsatzpläne

( 1 ) Die Vertragsparteien treffen für koordinierte oder
gemeinsame Meldeeinrichtungen, Warn- und Alarmsy­
steme im Gesamtzusammenhang des Donaueinzugsgebie­
tes in dem Ausmaß Vorsorge , wie dies ergänzend zu den
auf bilateraler Ebene eingerichteten und betriebenen
Systemen erforderlich ist . Sie beraten über Mittel und
Wege, die innerstaatlichen Melde-, Warn- und Alarmsy­
steme sowie Notfalleinsatzpläne zu harmonisieren .

( 2 ) Die Vertragsparteien informieren einander im Rah­
men der Internationalen Kommission über zuständige
Behörden oder Kontaktstellen, die für diesen Zweck im
Fall von Notfallereignissen, wie störfallbedingte Ver­
schmutzung, andere kritische Gewässerzustände, Hoch­
wässer und Eisgefahren, bestimmt sind . Sinngemäß arbei­
ten die zuständigen Behörden zusammen, um gemeinsame
Notfalleinsatzpläne, wo erforderlich, ergänzend zu den
auf bilateraler Ebene bestehenden Plänen, einzurichten .

( 3 ) Stellt eine zuständige Behörde im Wasser der
Donau oder eines Gewässers in ihrem Einzugsgebiet ein
plötzliches Ansteigen gefährlicher Stoffe fest oder erhält
sie von einem Unfall oder Störfall Kenntnis, der geeignet
ist, ernste Auswirkungen auf die Gewässergüte der Donau
zu verursachen und unterliegende Donaustaaten zu beein­
trächtigen, so informiert diese Behörde unverzüglicgh die
hierfür bestimmten Kontaktstellen und die Internationale
Kommission, im Einklang mit der von der Kommission
eingeführten Verfahrensweise .

( 4 ) Zur Bekämpfung und Verringerung der Gefähr­
dung, die von Hochwässern und Eisgefahren ausgeht,
übermitteln die zuständigen Behörden an die unterliegen­
den Donaustaaten, die betroffen sein können, sowie an
die Internationale Kommission unverzüglich Informatio­
nen über die Bildung und den Abfluß der Hochwässer
sowie Prognosen über Eisgefahren .

Artikel 15

Forschung und Entwicklung

( 1 ) Um die Ziele dieses Übereinkommens zu unterstüt­
zen, richten die Vertragsparteien ergänzende oder gemein­
same Programme für wissenschaftliche oder technische
Forschung ein und übermitteln, gemäß einer von der
Internationalen Kommission zu regelnden Vorgangsweise,
der Kommission :

Artikel 17

Gegenseitige Hilfeleistung

( 1 ) Im Interesse einer verstärkten Zusammenarbeit und
um die Erfüllung der Verpflichtungen dieses Übereinkom­
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mens zu erleichtern, insbesondere wenn im Gewässerzu­
stand eine kritische Situation eintreten sollte, gewähren
Vertragsparteien auf Wunsch anderer Vertragsparteien
einander gegenseitige Hilfeleistung .

( 2 ) Die Internationale Kommission erarbeitet Verfah­
ren zur gegenseitigen Hilfeleistung, die sich unter ande­
rem auf folgende Themen beziehen :

a ) Lenkung, Kontrolle, Koordinierung und Überwa­
chung der Hilfe ;

b ) örtliche Einrichtungen und Dienstleistungen, welche
die hilfesuchende Vertragspartei zur Verfügung zu
stellen hat, einschließlich gegebenenfalls einer Erleich­
terung der Grenzformalitäten;

c ) Vereinbarungen zur Entschädigung der hilfeleistenden
Vertragspartei und/oder ihres Personals sowie erfor­
derlichenfalls zur Durchfahrt durch das Hoheitsgebiet
von dritten Vertragsparteien;

d ) Methode der Rückerstattung von erbrachten Hilfelei­
stungen .

TEIL III

INTERNATIONALE KOMMISSION

( 5 ) Die Internationale Kommission prüft die aus der
Durchführung dieses Übereinkommens gewonnenen Er­
fahrungen und unterbreitet, soweit zweckmäßig, den Ver­
tragsparteien Vorschläge, die Änderungen oder Ergänzun­
gen dieses Übereinkommens betreffen, oder erarbeitet die
Grundlage für die Schaffung weiterer Regelungen zum
Schutz und zur Wasserwirtschaft der Donau und der
Gewässer ihres Einzugsgebietes .

( 6 ) Die Internationale Kommission beschließt über die
Zusammenarbeit mit internationalen und nationalen
Organisationen oder mit anderen juristischen Personen,
die sich mit dem Schutz und der Wasserwirtschaft der
Donau und von Gewässern ihres Einzugsgebietes oder mit
allgemeinen Fragen des Gewässerschutzes und der Was­
serwirtschaft befassen oder sich hierfür interessieren .
Diese Zusammenarbeit ist darauf gerichtet, die Koordi­
nierung zu verstärken und Doppelarbeit zu vermeiden .

Artikel 1 8

Einrichtung, Aufgaben und Zuständigkeit

( 1 ) Zur Verwirklichung der Ziele und Bestimmungen
dieses Übereinkommens wird die Internationale Kommis­
sion zum Schutz der Donau, in diesem Übereinkommen
als Internationale Kommission bezeichnet, eingerichtet .
Die Vertragsparteien arbeiten im Rahmen der Internatio­
nalen Kommission zusammen. Zur Umsetzung der Ver­
pflichtungen der Vertragsparteien aus den Artikeln 1 bis
18 erarbeitet die Internationale Kommission an die Ver­
tragsparteien gerichtete Vorschläge und Empfehlungen .

( 2 ) Die Struktur und die Verfahren der Internationalen
Kommission sowie ihre Zuständigkeit werden im einzel­
nen im Statut der Kommission geregelt, welches in
Anlage IV zu diesem Übereinkommen festgelegt ist .

( 3 ) In Ergänzung zu den Angelegenheiten , mit denen
sie ausdrücklich betraut ist, ist die Internationale Kom­
mission dafür zuständig, alle anderen Angelegenheiten zu
behandeln , mit denen die Kommission durch ein Mandat
von den Vertragsparteien im Rahmen des Artikels 3
dieses Übereinkommens betraut wird .

( 4 ) Die Umsetzung von Beschlüssen der Internationa­
len Kommission wird durch die Berichtspflichten der
Vertragsparteien an die Kommission gemäß Artikel 10
sowie durch die Bestimmungen dieses Übereinkommens
betreffend die innerstaatliche Grundlage und Durchfüh­
rung der multilateralen Zusammenarbeit unterstützt .

Artikel 19 .

Übergangsbestimmungen betreffend die Bukarester
Deklaration

Die aufgrund der Deklaration über die Zusammenarbeit
der Donaustaaten betreffend die Donauwasserwirtschaft,
insbesondere zum Schutz der Donau gegen Verschmut­
zung, unterzeichnet am 13 . Dezember 1985 ( Bukarester
Deklaration ), von den Vertragsparteien in den Experten­
gruppen für Wasserqualität, Hochwassermeldung und
-vorhersage und Wasserbilanz geleisteten Arbeiten werden
in den Rahmen dieses Übereinkommens übertragen .
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TEIL IV

VERFAHRENS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 20

Gültigkeit der Anlagen

Die Anlagen I bis V bilden integrierende Bestandteile
dieses Übereinkommens, sie unterliegen insbesondere dem
Artikel 23 .

und den Exekutivsekretär nicht innerhalb dieser Zeit­
spanne schriftlich davon in Kenntnis gesetzt haben, daß
sie nicht in der Lage sind, den Beschluß anzunehmen .
Eine solche Notifikation kann jedoch jederzeit zurückge­
zogen werden; die Zurücknahme wird mit der Entgegen­
nahme durch den Exekutivsekretär wirksam. Ein solcher
Beschluß wird für jede andere Vertragspartei verbindlich ,
die den Exekutivsektor schriftlich davon in Kenntnis
gesetzt hat, daß sie in der Lage ist , den Beschluß vom
Zeitpunkt des Erhalts dieser Notifizierung an oder am
ersten Tag des elften Monats, der dem Zeitpunkt seiner
Annahme folgt, anzunehmen, je nachdem, was später
eintritt .

( 6 ) Falls jedoch die Empfehlung oder der Beschluß
finanzielle Folgewirkungen haben sollte, so kann die
Empfehlung oder der Beschluß nur mit Konsens ange­
nommen werden .

Artikel 21

Bestehende und ergänzende Übereinkommen

Auf der Grundlage der Gleichberechtigung und Gegensei­
tigkeit passen die Vertragsparteien bestehende zweiseitige
oder mehrseitige Übereinkommen oder sonstige Vereinba­
rungen an, soweit dies notwendig ist, um Widersprüche
zu wesentlichen Grundsätzen dieses Übereinkommens zu
beseitigen, und schließen ergänzende Übereinkommen
oder sonstige Vereinbarungen ab, soweit dies angemessen
ist .

Artikel 23

Änderungen des Übereinkommens

Das Übereinkommen wird auf folgende Weise geändert :

1 . Jede Vertragspartei kann eine Änderung dieses Über­
einkommens vorschlagen . Der Wortlaut der vorge­
schlagenen Änderung wird den Vertragsparteien
gemeinsam mit dem Vorschlag, eine Konferenz der
Vertragsparteien einzuberufen, vom Depositar schrift­
lich übermittelt .

2 . Wenn mindestens drei Viertel der Vertragsparteien
den Vorschlag zur Abhaltung einer Konferenz der
Vertragsparteien unterstützen, beruft der Depositar

" binnen sechs Monaten die Konferenz der Vertragspar­
teien am Sitz der Internationalen Kommission ein .

3 . Die Annahme einer Änderung auf der Konferenz der
Vertragsparteien erfordert Konsens .

4 . Die angenommene Änderung wird von der Depositar­
regierung den Vertragsparteien zur Ratifikation,
Annahme oder Genehmigung vorgelegt . Die Ratifika­
tion, Annahme oder Genehmigung wird der Deposi­
tarregierung schriftlich notifiziert .

5 . Die Änderung tritt für jene Vertragsparteien , die sie
ratifiziert, angenommen oder genehmigt haben, am
dreißigsten Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem
die Depositarregierung die Notifikation ihrer Ratifi­
kation, Annahme oder Genehmigung von mindestens
vier Fünftel der Vertragsparteien empfangen hat .
Danach tritt die Änderung für jede andere Vertrags­
partei am dreißigsten Tag nach dem Zeitpunkt in
Kraft, zu dem die betreffende Vertragspartei ihre
Urkunde über die Ratifikation, Annahme oder Geneh­
migung der Änderung hinterlegt hat.

Artikel 22

Konferenz der Vertragsparteien

( 1 ) Die Vertragsparteien treten auf Empfehlung der
Internationalen Kommission zusammen .

( 2 ) Bei solchen Treffen prüfen die Vertragsparteien
insbesondere politische Grundsatzfragen betreffend die
Umsetzung dieses Übereinkommens aufgrund des Berich­
tes der Internationalen Kommission und nehmen geeig­
nete Empfehlungen oder Beschlüsse an .

( 3 ) Die Vertragspartei , deren Delegationsleiter als Prä­
sident der Internationalen Kommission tätig wird, über­
nimmt auch den Vorsitz bei solchen Treffen .

( 4 ) Die Konferenz der Vertragsparteien ist dafür
zuständig, Empfehlungen oder Beschlüsse unter der Vor­
aussetzung zu verabschieden, daß nach ordnungsgemäßer
Einladung die Delegationen von mindestens drei Viertel
aller Vertragsparteien anwesend sind . Sofern in diesem
Übereinkommen nichts anderes bestimmt wird, bemüht
sich die Konferenz der Vertragsparteien nach Kräften um
eine Einigung durch Konsens . Sollte ein Konsens nicht
erreichbar sein , so erklärt der Vorsitz, daß alle Bemühun­
gen um eine Einigung durch Konsens ausgeschöpft sind .
Nach einer derartigen Bekanntmachung kann eine Emp­
fehlung oder ein Beschluß nur mit einer Vierfünftelmehr­
heit der anwesenden und abstimmenden Vertragsparteien
angenommen werden .

( 5 ) Der Beschluß wird am ersten Tag des elften
Monats, der dem Zeitpunkt seiner Annahme folgt, für
alle Vertragsparteien verbindlich, die für ihn gestimmt
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6 . Die Anlagen I, II und III können von der Internatio­
nalen Kommission gemäß Artikel 5 ihres Statuts geän­
dert werden .

der Vereinten Nationen gemäß der UN-Charta haben,
sowie für die Europäische Gemeinschaft und jede andere
Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration, der
solche Mitgliedstaaten die Zuständigkeit für die durch
dieses Übereinkommen bestimmten Angelegenheiten über­
tragen haben, in Sofia am 29 . Juni 1994 zur Unterzeich­
nung auf.

Artikel 26

Ratifikation, Annahme oder Genehmigung

Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation, An­
nahme oder Genehmigung . Die Ratifikations-, Annahme­
oder Genehmigungsurkunden werden bei der Regierung
von Rumänien hinterlegt, die als Depositar für dieses
Übereinkommen tätig wird .

Artikel 27

Inkrafttreten

Dieses Übereinkommen tritt am neunzigsten Tag nach
dem Zeitpunkt der Hinterlegung der neunten Ratifika­
tions-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde
in Kraft . Für alle Staaten oder Organisationen der regio­
nalen Wirtschaftsintegration, die dieses Übereinkommen
nach der Hinterlegung der neunten Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde ratifi­
zieren, annehmen, genehmigen oder ihm beitreten, tritt
dieses Übereinkommen am neunzigsten Tag nach dem
Zeitpunkt der Hinterlegung der Ratifikations-, Annah­
me-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde durch den
betreffenden Staat oder die betreffende Organisation in
Kraft .

Artikel 24

Beilegung von Streitigkeiten

( 1 ) Wenn zwischen zwei oder mehreren Vertragspar­
teien Streitigkeiten über die Auslegung oder die Anwen­
dung dieses Übereinkommens entstehen, suchen diese
Parteien im Verhandlungswege oder durch irgendein
anderes, für die Streitparteien annehmbares Mittel der
Streitbeilegung eine Lösung, gegebenenfalls mit Unterstüt­
zung der Internationalen Kommission .

( 2 ) a ) Wenn die Streitparteien die Streitigkeit nicht
gemäß Absatz 1 dieses Artikels innerhalb eines
angemessenen Zeitraums beilegen können, der
jedoch nicht mehr als zwölf Monate betragen
darf, nachdem die Internationale Kommission von
einer Streitpartei über die Meinungsverschieden­
heit in Kenntnis gesetzt worden ist, soll die Strei­
tigkeit einem der folgenden Mittel der friedlichen
Beilegung zu bindender Entscheidung vorgelegt
werden :

— Internationaler Gerichtshof;

— Schiedsgericht gemäß Anlage V dieses Über­
einkommens .

b ) Bei der Ratifikation, Annahme, Genehmigung
oder beim Beitritt zu diesem Übereinkommen
oder jederzeit danach kann eine Vertragspartei
dem Depositar schriftlich erklären, daß sie im
Hinblick auf eine nicht nach Absatz 1 dieses
Artikels beigelegte Streitigkeit eines oder beide der
in Buchstabe a ) dieses Absatzes genannten Mittel
der Streitbeilegung anerkennt.

c ) Wenn die Streitparteien beide in Buchstabe a )
dieses Absatzes genannten Mittel der Streitbeile­
gung anerkannt haben, so wird die Streitigkeit
dem Internationalen Gerichtshof vorgelegt, sofern
die Parteien nichts anderes vereinbaren .

d ) Wenn die Streitparteien nicht dasselbe der in
Buchstabe a ) dieses Absatzes genannten Mittel der
Streitbeilegung anerkannt haben, wird die Streitig­
keit einem Schiedsgericht vorgelegt .

e ) Von einer Vertragspartei , die keine Erklärung
gemäß Buchstabe b ) dieses Absatzes abgegeben
hat oder deren Erklärung nicht mehr wirksam ist ,
wird angenommen, daß sie das Schiedsgericht
anerkannt hat.

Artikel 28

Beitritt , Mitwirkung

( 1 ) Ein Staat oder eine Organisation der regionalen
Wirtschaftsintegration, wie in Artikel 25 dieses Überein­
kommens genannt, der/die dieses Übereinkommen nicht
unterzeichnet hat, kann diesem Übereinkommen beitre­
ten . Die Beitrittsurkunde wird beim Depositar hinterlegt .

( 2 ) Die Vertragsparteien können einvernehmlich jeden
anderen Staat oder jede Organisation der regionalen
Wirtschaftsintegration einladen, diesem Übereinkommen
beizutreten oder in diesem mit konsultativem Status mit­
zuwirken .

Artikel 29

Rücktritt

Nach Ablauf von fünf Jahren nach dem Zeitpunkt, zu
dem dieses Übereinkommen für eine Vertragspartei in
Kraft getreten ist, kann diese Partei jederzeit durch eine
an den Depositar gerichtete schriftliche Notifikation von
diesem Übereinkommen zurücktreten . Ein solcher Rück­

Artikel 25

Unterzeichnung

Dieses Übereinkommen liegt für Donaustaaten, die vollen
Anspruch auf die Rechte und Privilegien von Mitgliedern
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Artikel 31

Authentische Texte, Depositar

Die Urschrift dieses Übereinkommens, dessen deutscher
und englischer Text gleichermaßen verbindlich ist, wird
bei der Regierung von Rumänien hinterlegt, die den
Vertragsparteien beglaubigte Abschriften derselben über­
mittelt .

Zu Urkund dessen haben die hierzu von ihren betreffen­
den Regierungen gehörig befugten Unterzeichneten das
Übereinkommen über die Zusammenarbeit zum Schutz
und zur verträglichen Nutzung der Donau ( Donauschutz­
übereinkommen ) unterschrieben .

tritt wird ein Jahr nach dem Zeitpunkt wirksam, zu dem
die Notifikation beim Depositar eingegangen ist .

Artikel 30

Funktionen des Depositars

Die Depositarregierung übt die Funktion des Depositars
dieses Übereinkommens aus, insbesondere informiert der
Depositar die Vertragsparteien :

a ) über die Hinterlegung von Ratifikations-, Annahme-,
Genehmigungs-, Beitritts- oder Rücktrittsurkunden
oder über sonstige Mitteilungen, Erklärungen und
Urkunden, soweit solche in diesem Übereinkommen
vorgesehen sind;

b ) über den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Überein­
kommens . Geschehen zu Sofia am 29. Tag des Juni 1994 .
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ANLAGE I

TEIL 1

Stand der Technik

1 . Die Anwendung des Standes der Technik betont die Anwendung der abfallfreien Technologie, falls eine
solche verfügbar ist .

2 . Unter dem Begriff „ Stand der Technik" ist der neueste Stand in der Entwicklung (Kenntnisstand ) von
Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsmethoden zu verstehen, welche die praktische Eignung einer
bestimmten Maßnahme zur Begrenzung von Einleitungen, Emissionen und Abfall zum Ausdruck
bringen . Bei der Prüfung der Frage, ob miteinander in Zusammenhang stehende Verfahren, Einrichtun­
gen und Betriebsmethoden den Stand der Technik im allgemeinen oder in speziellen Fällen darstellen,
finden folgende Punkte besondere Beachtung:

a ) vergleichbare Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsmethoden, die in jüngster Zeit erfolgreich
getestet wurden;

b ) technische Fortschritte und Neuerungen in den wissenschaftlichen Erkenntnissen und im wissen­
schaftlichen Verständnis ;

c ) die wirtschaftliche Durchführbarkeit solcher Techniken;

d ) Zeitbeschränkungen für die Installierung sowohl in neuen als auch in bestehenden Anlagen;

e ) Art und Umfang der betreffenden Einleitungen und Emissionen .

3 . Hieraus folgt, daß sich das, was den „ Stand der Technik " für ein bestimmtes Verfahren ausmacht, im
Laufe der Zeit im Lichte technischer Fortschritte , wirtschaftlicher und sozialer Faktoren sowie im Lichte
von Neuerungen in den wissenschaftlichen Erkenntnissen und im wissenschaftlichen Verständnis
ändert .

4 . Falls die Begrenzung der Einleitungen und Emissionen, die durch Anwendung des Standes der Technik
erzielt wird, nicht zu für den Umweltschutz annehmbaren Ergebnissen führt, sind zusätzliche Maßnah­
men zu ergreifen .

5 . Der Begriff „Techniken" schließt sowohl die angewendete Technologie, als auch die Art und Weise ein,
in der die Anlage geplant, errichtet, instandgehalten, betrieben und abgebaut wird.

TEIL 2

Beste Umweltpraxis

1 . „ Beste Umweltpraxis " bedeutet die Anwendung der geeignetsten Kombination von sektoralen Umwelt­
schutzkontrollstrategien und -maßnahmen .

2 . Bei der Entscheidung darüber, welche Kombination von Maßnahmen im allgemeinen oder in Einzelfällen
die beste Umweltpraxis darstellt, sollte folgendes besondere Beachtung finden:

— das Vorsorgeprinzip;

— die Umweltgefahren durch das Produkt sowie durch dessen Herstellung, Verwendung und schließ­
liche Entsorgung (Verantwortungsprinzip );

— der Ersatz durch weniger verunreinigende Verfahren oder Stoffe und die Einsparung von Ressourcen
einschließlich Energie ( Minimierungsprinzip );

— der Umfang der Verwendung;

— der mögliche Nutzen oder mögliche Nachteile durch Ersatzstoffe oder -aktivitäten;

— Fortschritte und Neuerungen in den wissenschaftlichen Erkenntnissen und im wissenschaftlichen
Verständnis ;

— Fristen für die Umsetzung;

— soziale und wirtschaftliche Faktoren .
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3 . Hieraus folgt, daß sich die beste Umweltpraxis für eine bestimmte Quelle von Auswirkungen im Laufe
der Zeit angesichts technischer Fortschritte, wirtschaftlicher und sozialer Faktoren sowie angesichts von
Neuerungen in den wissenschaftlichen Erkenntnissen und im wissenschaftlichen Verständnis ändert .

4 . Falls die Verringerung von Auswirkungen, die aus der Anwendung der besten Umweltpraxis erzielt wird,
nicht zu für den Umweltschutz annehmbaren Ergebnissen führt, sind zusätzliche Maßnahmen zu
ergreifen und ist die beste Umweltpraxis neu zu formulieren .
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ANLAGE II

INDUSTRIELLE BRANCHEN UND GEFÄHRLICHE STOFFE

TEIL 1

Liste von industriellen Branchen und Betrieben

1 . Im Bereich Wärmeerzeugung, Energie und Bergbau:

a ) Behandlung von Rauchgasen und Abluft, Schlacken, Kondensaten aus Feuerungsanlagen;

b ) Kühlsysteme;

c ) Kohle- und Erzaufbereitung;

d ) Kohleveredelung und -wertstoffgewinnung, Brikettierung;

e ) Herstellung von Hartbrandkohle, Aktivkohle , Ruß .

2 . Im Bereich Steine und Erden, Baustoffe, Glas und Keramik :

a ) Herstellung von Faserzement und Faserzementerzeugnissen;

b ) Herstellung und Verarbeitung von Glas, Glasfasern, Mineralfasern;

c ) Herstellung keramischer Erzeugnisse .

3 . Im Bereich Metall:

a ) Metallbearbeitung und Metallverarbeitung: Galvaniken, Beizereien, Anodisierbetriebe, Brüniere­
reien, Feuerverzinkereien, Härtereien, Leiterplattenherstellung, Batterieherstellung, Emaillierbetriebe,
mechanische Werkstätten, Gleitschleifereien;

b ) Herstellung von Eisen und Stahl einschließlich Gießereien;

c ) Herstellung von Nichteisenmetallen einschließlich Gießereien;

d ) Herstellung von Ferrolegierungen .

4 . Im Bereich anorganische Chemie:

a ) Herstellung von Grundchemikalien;

b ) Herstellung von Mineralsäuren, Basen, Salzen ;

c ) Herstellung von Alkalien, Alkalilaugen und Chlor durch Alkalichloridelektrolyse;

d ) Herstellung von mineralischen Düngemitteln ( außer Kali ), phosphorsauren Salzen, Futterphospha­
ten;

e ) Herstellung von Soda ;

f ) Herstellung von Korund;

g ) Herstellung von anorganischen Pigmenten, Mineralfarben;

h ) Herstellung von Halbleitern, Gleichrichtern, Fotozellen;

i ) Herstellung von Sprengmitteln einschließlich Pyrotechnik;

j ) Herstellung hochdisperser Oxide;

k ) Herstellung von Bariumverbindungen .

5 . Im Bereich organische Chemie:

a ) Herstellung von Grundchemikalien;

b ) Herstellung von Farbstoffen, Farben, Anstrichstoffen;

c ) Herstellung und Verarbeitung von Chemiefasern;
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d ) Herstellung und Verarbeitung von Kunststoffen, Gummi, Kautschuk;

e ) Herstellung von halogenorganischen Verbindungen;

f) Herstellung von organischen Sprengmitteln, Festbrennstoffen ;

g ) Herstellung von Leder-, Papier-, Textilhilfsmitteln;

h ) Herstellung von Arzneimitteln;

i ) Herstellung von Bioziden;

j ) Herstellung von Rohstoffen für Wasch- und Reinigungsmittel ;

k ) Herstellung von Körperpflegemitteln;

1 ) Herstellung von Gelatine, Hautleim, Klebestoffen .

6 . Im Bereich Mineralöl und synthetische Öle:

a ) Mineralölverarbeitung, Herstellung und Veredelung von Mineralölprodukten, Herstellung von
Kohlenwasserstoffen;

b ) Rückgewinnung von Öl aus Öl-Wassergemischen, Emulsionsspaltanlagen, Altölaufbereitung;

c ) Herstellung von synthetischen Ölen .

7. Im Bereich Druckereien, Reproduktionsanstalten, Oberflächenbehandlung und Herstellung von bah­
nenförmigen Materialien aus Kunststoffen sowie sonstige Formen der Verarbeitung von Harzen und
Kunststoffen:

a ) Herstellung von Druck- und grafischen Erzeugnissen, Reproduktionsanstalten;

b ) Kopier- und Entwicklungsanstalten;

c ) Herstellung von Folien, Bild- und Tonträgern;

d ) Herstellung beschichteter und getränkter Materialien .

8 . Im Bereich Holz, Zellstoff und Papier:

a ) Herstellung von Zellstoff, Papier und Pappe;

b ) Herstellung und Beschichtung von Holzfaserplatten .

9 . Im Bereich Textil, Leder und Pelze:

a ) Textilherstellung, Textilveredelung;

b ) Lederherstellung, Lederveredelung, Lederfaserstoffherstellung, Pelzveredelung;

c ) Chemischreinigungen, Wäschereien, Putztuchwäschereien, Wollwäschereien.

10 . Sonstige Bereiche:

a ) Verwertung, Behandlung, Lagerung, Umschlag und Ablagerung von Abfällen und Reststoffen;
Lagerung, Umschlag und Abfüllen von Chemikalien;

b ) Medizinische und naturwissenschaftliche Forschung und Entwicklung, Krankenhäuser, Arztpraxen,
Röntgeninstitute , Laboratorien, technische Prüfstände;

c ) technische Reinigungsbetriebe, Behälterreinigung;

d ) Fahrzeugwerkstätten, Fahrzeugwaschanlagen;

e ) Wasseraufbereitung;

f) Maler- und Lackiererbetriebe;

g ) Herstellung und Veredelung von pflanzlichen und tierischen Extrakten;

h ) Herstellung und Verwendung von Mikroorganismen und Viren mit in-vitro neukombinierten
Nukleinsäuren;

i ) industrielle Bereiche, die radioaktive Substanzen einsetzen ( Nuklearindustrie ).
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TEIL 2

Leitliste von gefährlichen Stoffen und von Stoffgruppen

A. Prioritäre Stoffgruppen

a ) Schwermetalle und ihre Verbindungen;

b ) Organohalogene;

c ) organische Verbindungen von Phosphor und Zinn;

d ) Pflanzenschutzmittel , Schädlingsbekämpfungsmittel ( Fungizide, Herbizide, Insektizide, Algizide ) und
Chemikalien für die Konservierung von Holz, Zellstoff, Papier, Häuten und Textilien;

e ) Öle und Kohlenwasserstoffe auf Erdölbasis ;

f) andere organische Verbindungen mit spezieller Schadwirkung auf die aquatische Umwelt;

g ) anorganische Stickstoff- und Phosphorverbindungen;

h ) radioaktive Substanzen einschließlich Abfälle .

B. Einzelne gefährliche Stoffe

Da es beträchtliche Unterschiede in der Gefährlichkeit der in bestimmten Stoffgruppen enthaltenen
Substanzen gibt, ist es notwendig, auch auf einzelne Stoffe speziell hinzuweisen, welche in der Praxis
eine vorrangige Rolle einnehmen können .

Stoff CAS-Nummer Stoff CAS-Nummer

1 . Quecksilber 7439976 21 . Trifluralin 1582098

2 . Cadmium 7440439 22 . Endósulfan 115297

3 . Kupfer 7440508 23 . Simazin 122349

4 . Zink n. e. 24 . Atrazin 1912249

5 . Blei 7439921 25 . Tributylzinnverbindungen —

6 . Arsen 7440382 26 . Triphenylzinnverbindungen —

7. Chrom n. e. 27. Azinphos-ethyl 2642719

8 . Nickel 7440020 28 . Azinphos-methyl 86500

9 . Bor n. e. 29 . Fenitrothion 122145

10 . Kobalt n. e. 30 . Fenthion 55389

11 . Selen 7782492 31 . Malathion 121755

12 . Silber n. e. 32 . Parathion 56382

13 . Drine — 33 . Parathion-methyl 298000

14 . HCH 608731 34 . Dichlorvos 62737

15 . DDT 50293 35 . Trichlorethylen 79016

16 . Pentachlorphenol 87865 36 . Tetrachlorethylen 127184

17. Hexachlorbenzol 118741 37. Trichlorbenzol —

18 . Hexachlorbutadien 87683 38 . 1,2-Dichlorethan 107062

19 . Tetrachlorkohlenstoff 56235 39 . Trichlorethan 71556

20 . Chloroform 67663 40 . Dioxine n. e.
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ANLAGE III

GENERELLE LEITLINIEN FÜR GEWÄSSERGÜTEZIELE UND -KRITERIEN (')

Für spezielle Abschnitte des Donaustromes und für Oberflächengewässer seines Einzugsgebietes entwickelte
Gewässergüteziele und -kriterien sollen :

a ) die Option auf Erhaltung und , wo erforderlich, Verbesserung der bestehenden Gewässergüte berücksich­
tigen;

b ) auf die Verringerung der durchschnittlichen Schmutzfrachten und Konzentrationen ( besonders von
gefährlichen Stoffen ) zu einem bestimmten Grad innerhalb einer bestimmten Zeitspanne abzielen;

c ) spezielle Wassergüteanforderungen berücksichtigen ( Rohwasser für Trinkwasserzwecke, Bewässerung
usw.);

d ) besondere Anforderungen im Hinblick auf empfindliche und speziell geschützte Gewässer und deren
Umwelt berücksichtigen, z . B. Seen, Schutzgebiete für uferfiltriertes Wasser und Feuchtgebiete ;

e ) auf der Anwendung biologischer Klassifizierungsmethoden und chemischer Indizes für eine mittel - und
langfristige Überprüfung der Erhaltung und Verbesserung der Gewässergüte beruhen;

f) den Grad berücksichtigen, zu dem die Ziele erreicht worden sind und zusätzliche Schutzmaßnahmen in
Einzelfällen erforderlich werden können .

(') Gewässergüteziele und -kriterien werden in der Regel individuell entwickelt und im einzelnen an die vorherrschenden
Bedingungen hinsichtlich Ökosysteme, Wasserressourcen und ihre Nutzung angepaßt. Deshalb werden im Rahmen
dieses Übereinkommens nur generelle Leitlinien den Vertragsparteien an die Hand gegeben .
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ANLAGE IV

STATUT DER INTERNATIONALEN KOMMISSION FÜR DEN SCHUTZ DER DONAU

Strukturen und Verfahren der Internationalen Kommission werden in Ergänzung zu Artikel 18 wie folgt
geregelt :

Artikel 1

Zusammensetzung

( 1 ) Die Internationale Kommission setzt sich aus Delegationen
der Vertragsparteien zusammen . Jede Vertragspartei ernennt
höchstens fünf Delegierte einschließlich des Delegationsleiters
und seines Stellvertreters .

( 2 ) Außerdem kann jede Delegation die für die Behandlung
bestimmter Fragen erforderliche Anzahl von Sachverständigen
hinzuziehen, deren Namen dejn Sekretariat der Internationalen
Kommission mitgeteilt werden .

Artikel 2

Präsidentschaft

( 1 ) Der Vorsitz der Internationalen Kommission wird durch
die Vertragsparteien abwechselnd in alphabetischer Reihenfolge
( Englisch ) für ein Jahr wahrgenommen . Die Delegation, welche
den Vorsitz innehat, benennt eines ihrer Mitglieder als Präsiden­
ten der Internationalen Kommission .

( 2 ) Der Präsident spricht in der Regel in den Sitzungen der
Internationalen Kommission nicht für seine Delegation .

( 3 ) Weitere Einzelheiten betreffend die Präsidentschaft werden
von der Internationalen Kommission bestimmt und in ihre
Geschäftsordnung aufgenommen .

Artikel 3

Tagungen

( 1 ) Die Internationale Kommission tritt mindestens einmal
jährlich auf Einladung des Präsidenten an einem von ihm festzu­
legenden Ort zu einer ordentlichen Tagung zusammen .

( 2 ) Außerordentliche Tagungen sind durch den Präsidenten
auf Verlangen von mindestens drei Delegationen einzuberufen.

( 3 ) Zwischen den Tagungen der Kommission können Bera­
tungen der Delegationsleiter stattfinden .

( 4 ) Der Präsident schlägt die Tagesordnung vor . Diese schließt
Berichte der Ständigen Arbeitsgruppe und ihrer Expertengruppen
mit ein . Jede Delegation hat das Recht, jene Punkte für die
Tagesordnung vorzuschlagen, die sie behandelt zu sehen
wünscht. Die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte wird durch
Mehrheitsbeschluß der Internationalen Kommission festgesetzt .

Artikel 4

Beschlußfassung

( 1 ) Jede Delegation hat eine Stimme .

( 2 ) Ungeachtet der Bestimmungen des Absatzes 1 dieses Arti­
kels hat die Europäische Gemeinschaft in den Bereichen ihrer

Zuständigkeit Anspruch auf eine Stimmenzahl, die der Zahl ihrer
Mitgliedstaaten entspricht, die Vertragsparteien dieses Überein­
kommens sind . Diese Organisation übt ihr Stimmrecht nicht in
Fällen aus, in denen ihre Mitgliedstaaten das ihre ausüben, und
umgekehrt .

( 3 ) Die Internationale Kommission ist beschlußfähig, wenn
die Delegationen von mindestens zwei Dritteln der Vertragspar­
teien anwesend sind .

( 4 ) Schriftliche Verfahren können unter von der Geschäftsord­
nung der Internationalen Kommission festzulegenden Bedingun­
gen stattfinden .

Artikel 5

Beschlußfassung

( 1 ) Beschlüsse und Empfehlungen werden mit Konsens der
Delegationen zur Internationalen Kommission angenommen.
Sollte ein Konsens nicht erreichbar sein, so erklärt der Präsident
der Kommission, daß alle Bemühung zur Erzielung einer Eini­
gung durch Konsens ausgeschöpft sind . Sofern im Übereinkom­
men nicht anders geregelt, nimmt die Kommission in diesem Fall
Beschlüsse oder Empfehlungen mit einer Vierfünftelmehrheit der
anwesenden und abstimmenden Delegationen an .

( 2 ) Der Beschluß wird am ersten Tag des elften Monats, der
dem Zeitpunkt seiner Annahme folgt, für alle Vertragsparteien
verbindlich, die für ihn gestimmt und den Exekutivsekretär nicht
innerhalb dieser Zeitspanne schriftlich davon in Kenntnis gesetzt
haben, daß sie nicht in der Lage sind, den Beschluß anzunehmen.
Eine solche Notifikation kann jedoch jederzeit zurückgezogen
werden . Die Zurücknahme wird mit der Entgegennahme durch
den Exekutivsekretär wirksam. Ein solcher Beschluß wird für
jede andere Vertragspartei verbindlich, die den Exekutivsekretär
schriftlich davon in Kenntnis gesetzt hat, daß sie in der Lage ist,
den Beschluß vom Zeitpunkt des Erhalts dieser Notifizierung an
oder am ersten Tag des elften Monats, der dem Zeitpunkt seiner
Annahme folgt, anzunehmen, je nachdem , was später eintritt .

Artikel 6

Expertengremien

( 1 ) Die Internationale Kommission richtet eine Ständige
Arbeitsgruppe ein . Für einzelne Arbeitsgebiete und für spezielle
Fragen werden ständige oder Ad-hoc-Expertengruppen einge­
setzt .

( 2 ) Die Ständige Arbeitsgruppe und die Expertengruppen set­
zen sich aus den von den Delegationen der Kommission bezeich­
neten Delegierten und Sachverständigen zusammen .

( 3 ) In der Ständigen Arbeitsgruppe wirken Delegierte aller
Vertragsparteien mit . Die Internationale Kommission nominiert
ihren Vorsitz und bestimmt die Höchstzahl ihrer Delegierten . Die
Kommission bestimmt auch die Anzahl von Experten, die an den
Expertengruppen teilnehmen .
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Artikel 7

Sekretariat

( 1 ) Hiermit wird ein Ständiges Sekretariat eingerichtet .

( 2 ) Das Ständige Sekretariat hat seinen Sitz in Wien.

( 3 ) Die Internationale Kommission bestellt einen Exekutiv­
sekretär und trifft Vorkehrungen für die Bestellung von weiterem
Personal nach Maßgabe der Erfordernisse . Die Kommission legt
die mit dem Amt des Exekutivsekretärs verbundenen Pflichten
fest sowie die Amtsperiode und die Bedingungen, unter denen es
geführt wird .

( 4 ) Der Exekutivsektretär übt die Funktionen aus, die zur
administrativen Durchführung dieses Übereinkommens und für
die Tätigkeit der Internationalen Kommission sowie für andere
Aufgaben erforderlich sind, mit denen der Exekutivsekretär von
der Kommission gemäß ihrer Geschäftsordnung und ihren finan­
ziellen Vorschriften betraut wird .

mit dem am Sitz ihres Sekretariats geltenden Recht ihre Funktio­
nen auszuüben und ihre Ziele zu verwirklichen.

( 2 ) Die Internationale Kommission wird von ihrem Präsiden­
ten vertreten . Diese Vertretung wird durch die Geschäftsordnung
näher geregelt .

Artikel 1 1

Kosten

( 1 ) Die Internationale Kommission verabschiedet ihre Finanz­
ordnung.

( 2 ) Die Kommission beschließt ein einjährliches oder zwei­
jährliches Budget von beabsichtigten Ausgaben und prüft einen
Budgetvoranschlag für die nächstfolgende Haushaltsperiode .

( 3 ) Der Gesamtbetrag des Budgets , einschließlich jeglicher von
der Kommission angenommenen Zusatzbudgets , wird von den
Vertragsparteien, ausgenommen die Europäische Gemeinschaft,
zu gleichen Teilen getragen, sofern die Kommission nicht einver­
nehmlich etwas anderes beschließt .

( 4 ) Die Europäische Gemeinschaft trägt nicht mehr als 2,5 %
der Verwaltungskosten zum Budget bei .

( 5 ) Jede Vertragspartei bezahlt die mit der Teilnahme ihrer
Vertreter, Experten und Berater in der Kommission verbundenen
Ausgaben .

( 6 ) Jede Vertragspartei trägt die Kosten der laufenden Unter­
suchungen, Überwachungen und Bestandsaufnahmen, die in
ihrem Hoheitsgebiet vorgenommen werden .

Artikel 12

Geschäftsordnung

Die Internationale Kommission gibt sich eine Geschäftsord­
nung.

Artikel 13

Arbeitssprachen

Die offiziellen Sprachen der Internationalen Kommission sind
Deutsch und Englisch .

Artikel 8

Beauftragung von speziellen Sachverständigen

Im Rahmen ihrer Untersuchungen, der Auswertung der erzielten
Ergebnisse und zur Überprüfung von Sonderfragen kann die
Internationale Kommission besonders geeignete Persönlichkeiten,
wissenschaftliche Institutionen oder andere Einrichtungen beauf­
tragen .

Artikel 9

Berichte

Die Internationale Kommission erstattet den Vertragsparteien
einen jährlichen Tätigkeitsbericht sowie nach Bedarf weitere
Berichte , die insbesondere auch die Ergebnisse ihrer Untersu­
chungen und Bewertungen enthalten .

Artikel 10

Rechts- und Geschäftsfähigkeit sowie Vertretung

( 1 ) Die Internationale Kommission hat die Rechts- und
Geschäftsfähigkeit, die erforderlich sein kann, um im Einklang
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ANLAGE V

SCHIEDSVERFAHREN

1 . Das in Artikel 24 dieses Übereinkommens angesprochene Schiedsverfahren gestaltet sich nach den
Absätzen 2 bis 10 wie folgt :

2 . a ) Wird eine Streitigkeit einem schiedsgerichtlichen Verfahren gemäß Artikel 24 Absatz 2 dieses
Übereinkommens unterworfen, erfolgt die Errichtung eines Schiedsgerichtes aufgrund eines von
einer Streitpartei an die andere gerichteten Antrags. In dem Antrag auf Durchführung eines
Schiedsverfahrens ist der Streitgegenstand zu nennen sowie im besonderen die Artikel dieses
Übereinkommens, deren Auslegung und Anwendung strittig sind .

b ) Die antragstellende Partei unterrichtet die Internationale Kommission unter Angabe des Namens
der anderen Streitpartei und der Artikel dieses Übereinkommens, deren Auslegung oder Anwendung
sie für strittig hält , daß sie die Einsetzung eines Schiedsgerichtes beantragt hat . Sowohl die klagende
als auch die beklagte Partei können aus einer Mehrzahl von Vertragsparteien bestehen . Die
Internationale Kommission leitet diese Informationen allen Vertragsparteien dieses Übereinkom­
mens zu .

3 . Das Schiedsgericht besteht aus drei Mitgliedern : beide, sowohl die klagende bzw. die klagenden als
auch die andere bzw. die anderen Streitpartei bzw. Streitparteien bestellen binnen zwei Monaten einen
Schiedsrichter ; die beiden so bestellten Schiedsrichter ernennen einvernehmlich binnen zwei Monaten
den dritten Schiedsrichter, dem der Vorsitz des Schiedsgerichtes zukommt. Dieser darf nicht Staatsan­
gehöriger einer der Streitparteien sein, seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet einer dieser
Parteien haben , in deren Dienst stehen oder in anderer Eigenschaft mit der Sache befaßt gewesen
sein .

4 . a ) Bestellt eine der Streitparteien nicht innerhalb von zwei Monaten nach Entgegennahme des
Antrages einen Schiedsrichter, so kann die andere Partei den Präsidenten des Internationalen
Gerichtshofes davon in Kenntnis setzen, der den Vorsitzenden des Schiedsgerichtes binnen einer
Frist von weiteren zwei Monaten ernennt . Nach einer Ernennung fordert der Vorsitzende des
Schiedsgerichtes die Partei , die noch keinen Schiedsrichter bestellt hat, auf, diese Bestellung binnen
zwei Monaten vorzunehmen . Wenn der Schiedsrichter nach Ablauf dieser Frist nicht bestellt
worden ist, unterrichtet der Vorsitzende des Schiedsgerichtes den Präsidenten des Internationalen
Gerichtshofes, der diese Bestellung binnen einer Frist von weiteren zwei Monaten vornimmt.

b ) Ist der Vorsitzende des Schiedsgerichtes nicht binnen zwei Monaten nach Bestellung des zweiten
Schiedsrichters ernannt worden, so ernennt der Präsident des Internationalen Gerichtshofes den
Vorsitzenden auf Antrag einer der Streitparteien binnen einer Frist von weiteren zwei Monaten.

5 . a ) Das Schiedsgericht trifft seine Entscheidungen nach den Regeln des Völkerrechtes und insbesondere
in Übereinstimmung mit diesem Übereinkommen .

b ) Jedes nach diesem Anhang gebildete Schiedsgericht legt seine eigene Verfahrensordnung fest .

c ) Ist die Zuständigkeit des Schiedsgerichtes bestritten, so entscheidet das Schiedsgericht über diese
Frage .

6 . a ) Die Entscheidungen des Schiedsgerichtes über Verfahrens- und materielle Fragen werden mit der
Mehrheit seiner Mitglieder getroffen .

b ) Das Schiedsgericht kann zur Feststellung der Tatsachen alle geeigneten Mittel einsetzen . Es kann
auf Antrag einer der Parteien unerläßliche einstweilige Schutzmaßnahmen treffen .

c ) Wenn bei zwei oder mehreren nach den Bestimmungen dieses Anhangs gebildeten Schiedsgerichten
Klagen mit demselben oder einem ähnlichen Streitgegenstand anhängig sind, können die Schiedsge­
richte einander über die Verfahren zur Tatsachenfeststellung informieren und diese soweit wie
möglich berücksichtigen .

d ) Die Streitparteien stellen alle erforderlichen Einrichtungen für den wirksamen Ablauf des Verfah­
rens zur Verfügung.

e ) Die Abwesenheit einer Streitpartei steht der Durchführung des Verfahrens nicht entgegen .

7 . Sofern das Schiedsgericht nicht wegen der besonderen Umstände des Einzelfalles etwas anderes
beschließt, werden die Kosten des Gerichtes , einschließlich der Vergütung seiner Mitglieder, von den
Streitparteien zu gleichen Teilen getragen . Das Gericht verzeichnet alle seine Kosten und legt den
Parteien eine Schlußabrechnung vor .

8 . Das Schiedsgericht fällt seinen Schiedsspruch binnen fünf Monaten ab dem Zeitpunkt seiner Einset­
zung, sofern es nicht eine Verlängerung dieser Frist für notwendig hält, die jedoch fünf Monate nicht
überschreiten sollte .
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9 . Hat eine Vertragspartei ein rechtliches Interesse an einem Gegenstand eines strittigen Verfahrens, das
durch die Entscheidung des Falles berührt werden könnte, so kann sie mit Zustimmung des Gerichtes
dem Verfahren beitreten . Der Spruch des Schiedsgerichtes wird für die beigetretene Partei auf die
gleiche Weise wie für die Streitparteien verbindlich .

10 . a ) Der Spruch des Schiedsgerichtes wird mit einer Begründung versehen . Er ist endgültig und für alle
Streitparteien bindend . Der Spruch wird durch das Schiedsgericht den Streitparteien und der
Internationalen Kommission übermittelt . Die Kommission leitet die erhaltene Information an alle
Vertragsparteien weiter .

b ) Streitigkeiten zwischen den Parteien über die Auslegung oder Durchführung des Schiedsspruches
können von jeder Partei dem Schiedsgericht, das den Spruch gefällt hat, oder, falls dieses Gericht
nicht befaßt werden kann, einem anderen Gericht unterbreitet werden, das zu diesem Zweck auf
die gleiche Weise gebildet wird wie das erste .
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SCHLUSSAKTE

Die Unterzeichnungskonferenz des Übereinkommens über die Zusammenarbeit zum Schutz und
zur verträglichen Nutzung der Donau fand am 29 . Juni 1994 in Sofia statt .

An der Konferenz waren die Regierungen der folgenden Staaten vertreten : Bulgarien, Deutsch­
land, Kroatien, Moldau, Österreich , Rumänien, die Slowakei, Slowenien, die Tschechische
Republik, die Ukraine und Ungarn . Vertreter der Europäischen Gemeinschaft nahmen ebenfalls
an der Konferenz teil .

Das Programmkoordinationsbüro — Ökologisches Programm für das Donaubecken beteiligte
sich an der Konferenz als Beobachter .

Eine Delegiertenliste liegt bei .

Der Stellvertretende Ministerpräsident der Republik Bulgarien, Seine Exzellenz Evgeniy Matin­
chev, nahm an der Eröffnung teil und begrüßte die Teilnehmer .

Die Konferenz wählte Dr . Valentin Bossevsky, Umweltminister der Republik Bulgarien, zum
Vorsitzenden .

Die Delegationsleiter Bulgariens , Deutschlands, Kroatiens, Moldaus, Österreichs, Rumäniens ,
der Slowakei , Sloweniens , der Ukraine, Ungarns und der Europäischen Gemeinschaft hielten
Ansprachen .

Die Konferenz hat das Übereinkommen über die Zusammenarbeit zum Schutz und zur
verträglichen Nutzung der Donau am 29 . Juni 1994 erörtert und angenommen. Am selben Tag
wurde das Übereinkommen zur Unterzeichnung aufgelegt und von Bulgarien, Deutschland,
Kroatien, Moldau, Österreich , Rumänien, der Slowakei, der Ukraine, Ungarn und der Europäi­
schen Gemeinschaft .

Der Konferenz wurde zur Kenntnis gebracht, daß die Regierungen der Tschechischen Republik
und Sloweniens das rechtliche Verfahren für die Unterzeichnung des Übereinkommens noch
nicht abgeschlossen , aber ihre Bereitschaft geäußert haben, das Übereinkommen so bald wie
möglich zu unterzeichnen .

Die Konferenz nahm eine Erklärung über einige Fragen der interimistischen Umsetzung des
Übereinkommens an, deren Text dieser Schlußakte beiliegt .

Zu Urkund dessen haben die Nachstehenden ihre Unterschriften gesetzt .

Geschehen in Sofia am 29 . Juni 1994, in je einem Original in englischer und deutscher Sprache,
deren Wortlaut gleichermaßen authentisch ist . Diese werden bei der Regierung von Rumänien
hinterlegt .
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